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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 964/2010 DES RATES 

vom 25. Oktober 2010 

zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls und zur endgültigen Vereinnahmung des 
vorläufigen Zolls auf die Einfuhren bestimmter Fahrzeugräder aus Aluminium mit Ursprung in 

der Volksrepublik China 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION— 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates vom 
30. November 2009 über den Schutz gegen gedumpte Einfuh­
ren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden Län­
dern ( 1 ) („Grundverordnung“), insbesondere auf Artikel 9 und 
Artikel 14 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission nach Anhörung 
des Beratenden Ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

1. VORLÄUFIGE MASSNAHMEN 

(1) Mit der Verordnung (EU) Nr. 404/2010 ( 2 ) („vorläufige 
Verordnung“) führte die Kommission einen vorläufigen 
Antidumpingzoll auf die Einfuhren bestimmter Alumini­
umräder mit Ursprung in der Volksrepublik China („VR 
China“) ein. 

(2) Der Antrag auf Einleitung des Verfahrens wurde am 
30. Juni 2009 vom Verband europäischer Hersteller 
von Fahrzeugrädern EUWA („Antragsteller“) im Namen 
von Herstellern eingereicht, auf die mit mehr als 50 % 
ein erheblicher Teil der gesamten EU-Produktion be­
stimmter Aluminiumräder entfällt. Der Antrag enthielt 
Beweise für das Vorliegen von Dumping bei der betref­
fenden Ware und für eine dadurch verursachte bedeu­
tende Schädigung, die als ausreichend für die Einleitung 
eines Verfahrens angesehen wurden. 

2. WEITERES VERFAHREN 

(3) Nach der Unterrichtung über die wesentlichen Tatsachen 
und Erwägungen, auf deren Grundlage die Einführung 
vorläufiger Maßnahmen beschlossen worden war („vor­
läufige Unterrichtung“), äußerten sich mehrere interes­
sierte Parteien schriftlich zu den vorläufigen Feststellun­
gen. Die Parteien, die einen entsprechenden Antrag stell­
ten, wurden außerdem gehört. 

(4) Die Kommission holte alle weiteren Informationen ein, 
die sie für ihre endgültigen Feststellungen als notwendig 
erachtete. 

(5) Wie unter Randnummer 18 der vorläufigen Verordnung 
bereits erläutert, betrafen die Dumping- und die Scha­
densuntersuchung den Zeitraum vom 1. Juli 2008 bis 
zum 30. Juni 2009 („Untersuchungszeitraum“ oder „UZ“). 
Die Untersuchung der für die Schadensermittlung rele­
vanten Entwicklungen betraf den Zeitraum vom 
1. Januar 2006 bis zum Ende des UZ („Bezugszeitraum“). 

(6) Alle Parteien wurden über die wesentlichen Tatsachen 
und Erwägungen unterrichtet, auf deren Grundlage die 
Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls auf die 
Einfuhren bestimmter Aluminiumräder mit Ursprung in 
der VR China und die endgültige Vereinnahmung der 
Sicherheitsleistungen für den vorläufigen Zoll empfohlen 
werden sollte. Nach dieser Unterrichtung wurde den Par­
teien ferner eine Frist zur Stellungnahme eingeräumt. 

(7) Die mündlichen und schriftlichen Stellungnahmen der 
interessierten Parteien wurden geprüft und — soweit 
angezeigt — berücksichtigt. 

2.1. Gegenstand der Untersuchung. Ausdehnung auf 
Einfuhren aus der Türkei 

(8) Eine Partei, die die Interessen der ausführenden Hersteller 
vertritt, machte geltend, die Untersuchung sollte auf Ein­
fuhren der betroffenen Ware aus der Türkei ausgedehnt 
werden. 

(9) Es ist darauf hinzuweisen, dass Einfuhren mit Ursprung 
in der Türkei in dem Antrag nicht erwähnt werden, weil 
zum Zeitpunkt der Einleitung des Verfahrens keine aus­
reichenden Belege für Dumping, eine Schädigung und 
einen ursächlichen Zusammenhang für dieses Land vor­
lagen, die die Einleitung eines Antidumpingverfahrens 
gegen diese Einfuhren begründet hätten. 

(10) Die Antragsteller legten vielmehr Informationen vor, 
nach denen Einfuhren der betroffenen Ware aus der Tür­
kei zu nicht gedumpten Preisen angeboten wurden (siehe 
die nichtvertrauliche Fassung des Antrags, Seite 13 Num­
mer 5 und Anhang 5.1.a).
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3. BETROFFENE WARE UND GLEICHARTIGE WARE 

(11) Nach Einführung der vorläufigen Maßnahmen machten 
einige Parteien erneut geltend, aufgrund der Unterschiede 
zwischen Rädern für Erstausrüster („OEM-Räder“) und 
Rädern für den sogenannten Aftermarkt („AM-Räder“) 
sollten diese beiden Segmente als zwei unterschiedliche 
Waren behandelt werden. OEM-Räder sollten von der 
Untersuchung ausgenommen werden, da OEM- und 
AM-Räder nach unterschiedlichen Verfahren hergestellt 
würden, unterschiedliche technische und materielle Eigen­
schaften aufwiesen, über unterschiedliche Kanäle vertrie­
ben würden und sogar für unterschiedliche Verwendun­
gen bestimmt seien. 

(12) Es wird daran erinnert, dass sowohl AM- als auch OEM- 
Räder auf unterschiedliche Weise, in allen Durchmessern 
und Gewichten und mit unterschiedlichster Endbearbei­
tung hergestellt werden können (siehe Randnummer 21 
der vorläufigen Verordnung). OEM- und AM-Räder wei­
sen dieselben materiellen und technischen Eigenschaften 
auf und können gegeneinander ausgetauscht werden. 

(13) Einige Parteien machten geltend, dass OEM- und AM- 
Räder für unterschiedliche Endverbraucher bestimmt 
seien: bei OEM-Rädern sei dies der Fahrzeughersteller, 
bei AM-Rädern der Fahrzeugbesitzer. Hier liegt ein Miss­
verständnis vor. OEM-Räder werden zwar tatsächlich von 
den Fahrzeugherstellern bezogen, der Verwendungszweck 
von OEM- und AM-Rädern ist aber derselbe, nämlich die 
Anbringung an Autos und ähnliche Fahrzeuge. Sie haben 
damit denselben Endverwender — den Fahrer. 

(14) Das am häufigsten vorgebrachte Argument war, dass die 
Anforderungen an OEM-Räder sich von denen an AM- 
Räder unterschieden. Dementsprechend sollten keine 
Maßnahmen gegen OEM-Räder eingeführt werden, da 
diese mit AM-Rädern nicht austauschbar seien (sie wür­
den gekauft, um die Bedürfnisse anderer Warenmärkte zu 
befriedigen und unterschieden sich im Hinblick auf De­
sign, Qualitätsanforderungen, Investitionen, Herstellungs­
verfahren, Preise und Marktanteil der Einfuhren). 

(15) Des Weiteren wurde argumentiert, dass OEM-Räder nach 
Spezifikationen des Fahrzeugherstellers produziert wer­
den, während die Spezifikationen, das Design und die 
Herstellung von AM-Rädern von den Radherstellern fest­
gelegt werden, ohne die Anforderungen eines bestimmten 
Fahrzeugmodells zu berücksichtigen. Obwohl AM-Räder 
an und für sich nicht nach den Spezifikationen der Fahr­
zeughersteller gefertigt werden, werden sie an verschiede­
nen Automodellen angebracht. Letztlich werden sie an 
genau denselben Modellen angebracht, für die ursprüng­
lich die OEM-Räder hergestellt wurden. Dass Spezifikatio­
nen aus verschiedenen Quellen stammen, kann für sich 
genommen nicht als Beweis für unterschiedliche mate­
rielle und technische Eigenschaften gelten. 

(16) Von den Rad- und Fahrzeugherstellern in der Union gin­
gen zusätzliche Angaben ein. Sie bestätigten, dass für 
AM- und OEM-Räder dieselben Herstellungsverfahren 
(Guss, Abstreckverfahren, Walzen, Schmieden, Räder 
aus zwei oder drei Teilen) zum Einsatz kommen. Beide 
werden in allen Gewichten und Durchmessern hergestellt. 
Eingussteile sowie die Verwendung bestimmter Endbear­
beitungen und Hitzebehandlungen kommen bei OEM- 
und AM-Rädern gleichermaßen vor. 

(17) Einige Parteien machten geltend, technische Unterschiede 
zwischen OEM- und AM-Rädern bestünden darin, dass 
für die Herstellung von OEM-Rädern Hüttenaluminium, 
für AM-Räder dagegen oft Aluminium aus Schrott ver­
wendet werde. Die Kommission prüfte diese Sachäuße­
rungen sorgfältig. Außerdem gingen zusätzliche Informa­
tionen von Fahrzeugherstellern und EU-Radherstellern 
ein. Insbesondere diejenigen EU-Radhersteller, die sowohl 
OEM- als auch AM-Räder fertigen, bescheinigten, dass bei 
der Herstellung beider Radtypen sowohl Hüttenalumi­
nium als auch — wenngleich in begrenztem Maß — 
Aluminium aus Schrott zum Einsatz kommt. Zusätzliche 
Angaben, die im Rahmen der Untersuchung eingeholt 
wurden, bestätigten, dass das Hauptunterscheidungskrite­
rium für die verschiedenen Aluminiumtypen und -quali­
täten der Siliciumgehalt (7 % oder 11 %) ist. Für OEM- 
und AM-Räder werden beide Legierungen gleichermaßen 
verwendet. 

(18) Auch Unterschiede bei den Prüfungsanforderungen lassen 
als solche nicht den Schluss zu, dass es sich bei OEM- 
und AM-Rädern um verschiedene Waren handelt. Es sei 
darauf hingewiesen, dass es keinen allgemeinen, homoge­
nen Anforderungskatalog an Aluminiumräder gibt. Die 
Normen wechseln je nach Hersteller und Land. Letztlich 
lässt sich aufgrund der Normen oder Anforderungen 
keine kohärente Unterscheidung zwischen AM- und 
OEM-Rädern vornehmen. Nach den vorliegenden Infor­
mationen werden sowohl OEM- als auch AM-Räder ver­
schiedenen Prüfungen (Röntgenprüfungen, chemischen 
Prüfungen, Dichtheitsprüfungen, Belastungsprüfungen, 
Antikorrosionsprüfungen, Auswuchtungsprüfungen, 
Stoßprüfungen, radialen Dauerhaltbarkeitsprüfungen, Bie­
geversuchen, Salznebelversuchen und dem Copper-Acce­
lerated Acetic Salt Spray test (CASS-Test)) unterzogen. 
Zudem scheinen Unterschiede bei Prüfungen und Nor­
men eher ein Hinweis auf eine unterschiedliche Hand­
habung in den verschiedenen Mitgliedstaaten zu sein, 
als darauf, dass es sich bei OEM- und AM-Rädern um 
zwei unterschiedliche Waren handelt. 

(19) Nach den vorliegenden Informationen führten Qualitäts­
anforderungen der Automobilindustrie zu einer in ho­
hem Maße genormten Ware, die zwischen allen Herstel­
lern weltweit leicht austauschbar ist. Im AM-Segment 
können Qualitätsanforderungen außerdem von den Kun­
den festgelegt werden, und auch diese Räder müssen 
internationalen und nationalen Anforderungen entspre­
chen. Folglich können in beiden Segmenten für manche
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Räder höhere Anforderungen oder Normen gelten und 
somit könnten einige AM-Räder strengeren Normen ge­
nügen als OEM-Räder. 

(20) Dass AM-Räder normalerweise nicht an Neuwagen ange­
bracht werden und die Fahrzeughersteller Räder verwen­
den, die von ausgewählten Herstellern unter ihrem Mar­
kennamen produziert werden, ist eine Beschaffungsent­
scheidung, die für die Beurteilung der Austauschbarkeit 
von OEM- und AM-Rädern ohne Belang ist. Aufgrund 
der materiellen Eigenschaften wäre es möglich, ein AM- 
Rad, d. h. ein Rad mit dem Markennamen eines Radher­
stellers, an einem Neuwagen anzubringen. 

(21) Diese Schlussfolgerungen werden durch die Tatsache be­
stätigt, dass von Fahrzeugherstellern auch AM-Räder be­
schafft und verkauft werden. Einige von ihnen werden 
unter dem Markennamen des Fahrzeugherstellers (Erst­
ausrüster, OES), andere unter dem Markennamen des 
Radherstellers verkauft. 

(22) Viele Stellungnahmen betrafen die Anforderungen, die 
den Räderlieferanten von den Fahrzeugherstellern auf­
erlegt werden (z. B. Nachweis eines voll funktionsfähigen 
ISO-zertifizierten Qualitätsmanagementsystems, Bewer­
tung der Qualitätsleistung aufgrund der Erfahrungen 
von früheren Projekten und Lieferungen sowie der Feld­
qualität, produkt- und projektspezifische Risikobewer­
tung). Dennoch weisen Fahrzeugräder aus Aluminium 
dieselben materiellen, technischen und chemischen Eigen­
schaften und dieselben Verwendungen auf, unabhängig 
von den geltenden Anforderungen, welche hierfür nicht 
von Belang sind. 

(23) Schließlich ist daran zu erinnern, dass viele Radhersteller 
für beide Segmente produzieren und dass OEM- und AM- 
Räder mit denselben Produktionsanlagen hergestellt wer­
den. Hersteller, die in einem Segment tätig sind, können 
in das andere Segment einsteigen. 

(24) Schließlich machten einige Parteien geltend, OEM- und 
AM-Räder seien als zwei verschiedene Waren anzusehen, 
da sie unter verschiedene Zoll-Unterpositionen fielen. 

(25) Das laufende Antidumpingverfahren betrifft Fahrzeug­
räder aus Aluminium, die derzeit unter den KN-Codes 
ex 8708 70 10 und ex 8708 70 50 eingereiht werden. 
Unter den KN-Code 8708 70 10 fallen Fahrzeugräder 
sowie Teile davon und Zubehör für die industrielle Mon­
tage. Dies bedeutet, dass die sogenannte Endverwen­
dungskontrolle Voraussetzung für die Anwendung des 
darin vorgesehenen niedrigeren Zollsatzes ist. Die beiden 
KN-Codes sind aufgeteilt, um den unterschiedlichen Zoll­
satz anzuzeigen und bei Fahrzeugrädern für die indus­
trielle Montage die Anwendung eines niedrigeren Satzes 
zu ermöglichen. Dies hat jedoch keinerlei Auswirkungen 
auf die Definition der betroffenen Ware. 

(26) Als Antwort auf die Stellungnahmen der Parteien sei 
zunächst darauf hingewiesen, dass die Definition der be­
troffenen Ware in einem Antidumpingverfahren sich 
nicht auf die Einreihung von Waren in verschiedene 

Zoll-Positionen bezieht. Die betroffene Ware in einem 
Antidumpingverfahren kann somit verschiedene KN- 
Codes umfassen. Dies kommt sogar relativ häufig vor. 

(27) Zweitens sind Räder, die unter beide KN-Codes fallen 
identisch. Der einzige Unterschied liegt in den Vertriebs­
kanälen nach der Einfuhr. 

(28) Drittens ist ebenfalls darauf hinzuweisen, dass die Menge 
der Einfuhren unter dem KN-Code für Räder zur indus­
triellen Montage geringer ist als die Menge der OEM- 
Einfuhren, die von den mitarbeitenden Fahrzeugherstel­
lern angegeben wird. Dies bedeutet anscheinend, dass 
OEM-Räder beim Zoll unter beiden KN-Codes deklariert 
wurden. Angesichts der Tatsache, dass die Fahrzeugher­
steller somit offenbar unter beiden KN-Codes Einfuhren 
tätigen, wäre eine formale Unterscheidung auf der Grund­
lage der Endverwendung extrem schwierig. 

(29) Die von den interessierten Parteien vorgebrachten Argu­
mente werden daher zurückgewiesen und die Schlussfol­
gerungen der vorläufigen Verordnung bestätigt. OEM- 
und AM-Räder werden als eine einzige betroffene Ware 
angesehen. 

3.1. Räder für Krafträder und Anhänger 

(30) Bei der Ware, die Gegenstand der gegenwärtigen Unter­
suchung ist, handelt es sich um „Räder aus Aluminium 
für Kraftfahrzeuge der KN-Positionen 8701 bis 8705, 
auch mit Zubehör, auch mit Reifen, die derzeit unter 
den KN-Codes ex 8708 70 10 und ex 8708 70 50 (TA­
RIC-Codes 8708 70 10 10 und 8708 70 50 10) einge­
reiht werden.“ Diese Definition entspricht der am 
13. August 2009 veröffentlichten Einleitungsbekannt­
machung und dem Antrag, auf den hin das Verfahren 
eingeleitet wurde. 

(31) Von den Parteien wurde die Frage aufgeworfen, ob die 
Untersuchung auch Räder für Krafträder und Anhänger 
betraf. Die genannte Definition schließt Fahrzeugräder 
aus Aluminium für Krafträder der KN-Position 8711 
und Anhänger der KN-Position 8716 implizit aus, da 
diese im Prinzip unter die Positionen 8711 bzw. 8716 
eingereiht werden. 

(32) In Bezug auf Räder für Anhänger wurde während der 
Untersuchung geltend gemacht, dass bei Einfuhren in 
die Union außer den KN-Codes in der Bekanntmachung 
der Einleitung des Verfahrens ein anderer Code, unter den 
u. a. Räder für Anhänger fallen (KN-Code 8716 90 90), 
verwendet werden könne, um Maßnahmen gegen die 
betroffene Ware zu umgehen (es scheint jedoch, dass 
der Code in der Praxis derzeit nicht zu diesem Zweck 
verwendet wird). 

(33) Es wurde vorgeschlagen, in der laufenden Untersuchung 
auch Aluminiumräder zu erfassen, die unter dem KN- 
Code 8716 90 90 eingereiht werden.
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(34) Die Dienststellen der Kommission informierten mittels 
einer Notiz in der für interessierte Parteien einsehbaren 
Akte alle betroffenen Parteien über die mögliche Auf­
nahme des anderen KN-Codes in das Verfahren. 

(35) Aluminiumräder, die tatsächlich für Anhänger bestimmt 
sind und damit unter den KN-Code 8716 90 90 fallen, 
wurden jedoch, wie vorstehend ausgeführt, von der Ein­
leitungsbekanntmachung nicht erfasst. Es kann daher 
nicht ausgeschlossen werden, dass bestimmte Anbieter, 
die solche Räder herstellen und/oder vertreiben, sich bei 
dieser Untersuchung nicht meldeten, weil sie davon aus­
gingen, dass diese Einfuhren nicht erfasst würden, so dass 
ihnen die genannte Notiz nicht bekannt war. Unter die­
sen Umständen ist eine Aufnahme solcher Räder in das 
Verfahren nicht angemessen. Es sollte jedoch ein TARIC- 
Code eingeführt werden, mit dem genau beobachtet wer­
den kann, wie sich die Einfuhrmengen der von ihm er­
fassten Räder entwickeln, da anscheinend ein besonders 
hohes Umgehungsrisiko durch Verwendung des oben ge­
nannten KN-Codes besteht. Auf der Grundlage von 
Artikel 14 Absatz 3 der Grundverordnung wird eine ent­
sprechende Bestimmung in den verfügenden Teil dieser 
Verordnung aufgenommen. 

4. MARKTWIRTSCHAFTSBEHANDLUNG („MWB“), INDI­
VIDUELLE BEHANDLUNG („IB“) UND VERGLEICHS­

LAND 

4.1. Marktwirtschaftsbehandlung („MWB“) 

(36) Alle in die Stichprobe aufgenommen ausführenden Her­
steller fochten die vorläufigen Feststellungen unter den 
Randnummern 26 bis 53 der vorläufigen Verordnung an. 

Kriterium 1 

(37) Zunächst ist zu betonen, dass in der VR China Hüttena­
luminium über 50 % der Produktionskosten für ein Alu­
miniumrad ausmacht. Drei der vier in die Stichprobe 
aufgenommenen Unternehmen machten geltend, die Ent­
scheidung über die Nichtgewährung von MWB sollte in­
dividuell und unternehmensspezifisch getroffen werden; 
die Kommission hatte aufgrund der Feststellung, dass 
der Staat, wie unter den Randnummern 30 bis 37 der 
vorläufigen Verordnung angegeben, Einfluss auf Entschei­
dungen bezüglich der Beschaffung des wichtigsten Roh­
stoffes (Aluminium) nimmt, die Gewährung von MWB 
auf allgemeiner und landesweiter Grundlage abgelehnt. 
Diesem Vorbringen kann nicht stattgegeben werden, 
denn die entsprechende Prüfung wurde von der Kommis­
sion individuell für jeden in die Stichprobe aufgenom­
menen Hersteller vorgenommen. Die Kommission ist 
zwar bei allen vier Unternehmen zu demselben Schluss 
gekommen, dies liegt aber daran, dass bei jedem, wie 
unter den Randnummern 30 bis 37 der vorläufigen Ver­
ordnung ausgeführt, staatliche Einflussnahme auf den 
Entscheidungsprozess festgestellt wurde. Hätte ein in 
der VR China tätiges Unternehmen nachgewiesen, dass 
es den Großteil der von ihm verbrauchten Aluminiumle­
gierung zu den Preisen der Londoner Metallbörse über 
die üblichen, von allen Unternehmen dieses Sektors in 
der übrigen Welt eingesetzten Mechanismen erwirbt, 

hätte die Kommission für dieses Unternehmen nicht die­
selbe Schlussfolgerung gezogen. In diesem Fall hätte 
diesem Unternehmen bei Erfüllung der übrigen Kriterien 
MWB gewährt werden können, auch wenn es seinen Sitz 
in der VR China hat. 

(38) In Anbetracht der vorstehenden Gründe werden die 
Schlussfolgerungen unter den genannten Randnummern 
sowie unter der Randnummer 48 der vorläufigen Verord­
nung bestätigt. 

(39) Was staatliche Einflussnahme auf andere Unternehmens­
entscheidungen betrifft, so lieferte keine der unter Rand­
nummer 38 der vorläufigen Verordnung genannten Un­
ternehmensgruppen zusätzliche Belege, die zu anderen 
Schlussfolgerung hätten führen können. Es wurde ins­
besondere geltend gemacht, dass im Urteil des Gerichts­
hofs in der Rechtssache Zheijang gegen Rat ( 1 ) ausgeführt 
wird: „Ferner kann der Begriff ‚nennenswerte Staatsein­
griffe‘ […] nicht mit jeglicher Einflussnahme auf die Tä­
tigkeiten eines Unternehmens oder jeglicher Beteiligung 
an seinem Entscheidungsprozess gleichgesetzt werden, 
sondern muss als ein Vorgehen des Staates verstanden 
werden, das die Entscheidungen des Unternehmens mit 
marktwirtschaftlichen Bedingungen unvereinbar werden 
lässt.“ Unter Bezugnahme auf dieses Urteil machen Aus­
führer geltend, die Europäischen Institutionen sollten es 
umsetzen und im Einzelnen untersuchen, ob das Vor­
gehen des Staates bei der Führung des Unternehmens 
unvereinbar mit Marktwirtschaftsbedingungen ist. Hierzu 
ist darauf hinzuweisen, dass gegen das genannte Urteil 
Berufung eingelegt wurde. Das besagte Urteil des Ge­
richtshofs wird daher erst am Tag der Entscheidung 
über die Berufung rechtskräftig. Die Institutionen können 
daher ihre Position aufrechterhalten, nach der die im 
vorliegenden Fall festgestellte staatliche Einflussnahme 
ausreichend ist, um auf die Nichterfüllung von Kriterium 
1 zu schließen. In Anbetracht der vorstehenden Gründe 
werden die Schlussfolgerungen unter Randnummer 38 
der vorläufigen Verordnung bestätigt. 

Kriterium 2 

(40) Die vorläufigen Schlussfolgerungen wurden von keiner 
der beiden Unternehmensgruppen angefochten, die die­
sen Schlussfolgerungen zufolge die Anforderungen von 
Kriterium 2 nicht erfüllten. Es wird daher bestätigt, dass, 
wie unter den Randnummern 39 und 49 der vorläufigen 
Verordnung angegeben, die Buchhaltung von zwei der in 
die Stichprobe aufgenommenen Unternehmensgruppen 
nicht nach internationalen Rechnungslegungsgrundsätzen 
geführt und geprüft wird. 

Kriterium 3 

(41) Die Unternehmensgruppe Baoding Lizhong machte gel­
tend, dass in Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe c der Grund­
verordnung ausdrücklich festgelegt sei, dass die Verzer­
rungen auf das frühere nichtmarktwirtschaftliche System
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zurück gehen müssten; da die Unternehmensgruppe im­
mer in Privatbesitz und nie als staatseigenes Unterneh­
men tätig gewesen sei, könnten die Verzerrungen nicht 
vom „früheren“ nicht marktwirtschaftlichen System her­
rühren. Diesem Vorbringen kann nicht stattgegeben wer­
den. Wie im vorliegenden Fall nachgewiesen, können die 
Produktionskosten und die finanzielle Lage von Unter­
nehmen infolge des früheren nichtmarktwirtschaftlichen 
Systems erheblich verzerrt sein, und zwar unabhängig 
davon, ob ein Unternehmen im Staatsbesitz war oder 
nicht. 

(42) Des Weiteren wiederholten die Unternehmensgruppe 
Baoding Lizhong, YHI Manufacturing (Shanghai) Co. 
Ltd und CITIC Dicastal die bereits vor Annahme der 
vorläufigen Verordnung vorgebrachten Argumente und 
betonten, dass die ihnen gewährten Vergünstigungen un­
bedeutend seien. Wie unter Randnummer 50 der vorläu­
figen Verordnung erläutert, ergab die Untersuchung je­
doch, dass die finanzielle Lage der Unternehmensgruppen 
erheblich verzerrt war. 

(43) Außerdem brachte das Unternehmen YHI Manufacturing 
(Shanghai) Co. Ltd vor, dass Steuerbefreiungen für aus­
ländische Unternehmen keine spezifische Subvention dar­
stellten und dass es nach der Rechtsprechung der WTO 
in Bezug auf Ausgleichsmaßnahmen den untersuchenden 
Behörden obliege, den Beweis der Spezifität zu erbrin­
gen ( 1 ). YHI Manufacturing (Shanghai) Co. Ltd berief 
sich in seiner Stellungnahme auch auf Artikel 4 Absatz 
5 der Antisubventionsgrundverordnung ( 2 ), nach dem 
„die […] ermittelte Spezifität […] anhand eindeutiger 
Beweise klar zu begründen [ist]“. Das Unternehmen er­
wähnte ferner Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe b der Anti­
subventionsgrundverordnung (objektive Kriterien oder 
Bedingungen für den Anspruch auf die Subvention, wel­
che implizieren, dass die Spezifität nicht gegeben ist) 
sowie Artikel 10 des Übereinkommens über Subventio­
nen und Ausgleichsmaßnahmen, in dem ein Ausgleich­
zoll definiert wird als „ein […] Sonderzoll, der erhoben 
wird, um jede mittelbar oder unmittelbar für die Herstel­
lung, Gewinnung oder Ausfuhr einer Ware gewährte 
Subvention unwirksam zu machen“. Schließlich regte 
YHI Manufacturing (Shanghai) Co. Ltd an, dass „wenn 
die Kommissionsdienstellen Subventionen der chinesi­
schen Regierung unwirksam machen wollen, das geeig­
nete Verfahren hierzu eine Antisubventionsuntersuchung 
ist.“ 

(44) Hierzu ist zu sagen, dass diese Auslegung der Antidum­
pingrechtsvorschriften inkorrekt ist, da die Kriterien der 
Antisubventionsgrundverordnung im Rahmen einer 
MWB-Untersuchung nicht angewendet werden können. 
Die Antidumpinggrundverordnung sieht vor, dass zu 

untersuchen ist, ob die Produktionskosten und die finan­
zielle Lage der Unternehmen nicht erheblichen Verzer­
rungen infolge des früheren nichtmarktwirtschaftlichen 
Systems unterliegen; Situationen, in denen der Staat 
durch Maßnahmen, die typisch für nichtmarktwirtschaft­
liche Systeme sind, das Geschäftsumfelds mitgestaltet, 
sind, wie vorstehend angegeben, als staatliche Einfluss­
nahme infolge des früheren nichtmarktwirtschaftlichen 
Systems anzusehen. 

(45) Angesichts dessen werden die Schlussfolgerungen unter 
den Randnummern 40 bis 44 sowie unter den Rand­
nummern 50 bis 52 der vorläufigen Verordnung bestä­
tigt. 

Sonstige Erwägungen 

(46) Einige Ausführer wiederholten ihre unter den Randnum­
mern 46 und 47 der vorläufigen Verordnung behandel­
ten Vorbringen, denen zufolge nach Artikel 2 Absatz 7 
Buchstabe c der Grundverordnung innerhalb von drei 
Monaten nach Einleitung der Untersuchung zu entschei­
den sei, ob die Hersteller die Kriterien für die Gewährung 
von MWB erfüllen, während im vorliegenden Falle diese 
Entscheidung erst nach Ablauf der dreimonatigen Frist 
getroffen worden sei. Zur Stützung ihres Vorbringens 
zitierten die Ausführer das Urteil des Gerichtshofs in 
der Rechtssache T-299/05 ( 3 ). Insbesondere machten sie 
geltend, die Kommission habe zum Zeitpunkt der schrift­
lichen Unterrichtung über die MWB-Feststellungen bereits 
alle Antworten auf die Fragebogen erhalten, die an die 
Ausführer sowie an die Unternehmen im Vergleichsland 
versandt worden waren, die Kommissionsdienststellen 
hätten daher mit den darin enthaltenen Daten über alle 
Informationen verfügt, die notwendig gewesen seien, um 
die Dumpingspanne anhand der regulären Methode und 
anhand der Vergleichslandmethode zu ermitteln. Die 
Ausführer kommen zu dem Schluss, die Kommission 
hätte bereits wissen können, welche Auswirkungen ihre 
Entscheidung über die MWB auf die Berechnung der 
Dumpingspanne haben würde. Angesichts dessen schlie­
ßen die Ausführer nicht aus, dass die MWB-Entscheidung 
auf der Grundlage der Auswirkungen auf das Dumping 
getroffen wurde. 

(47) Diesem Vorbringen kann nicht stattgegeben werden. Ers­
tens besaß die Kommission anders als behauptet zum 
Zeitpunkt der schriftlichen Unterrichtung über die Ergeb­
nisse der MWB-Untersuchung nicht alle notwendigen In­
formationen zur Ermittlung der Dumpingspanne. Im vor­
liegenden Fall waren die Angaben in den Antworten auf 
die Antidumpingfragebogen und die Fragebogen für die 
Unternehmen im Vergleichsland weder vollständig noch 
korrekt, so dass die Kommission zum damaligen Zeit­
punkt zur Berechnung der Dumpingspannen nicht in 
der Lage war. Es mussten Kontrollbesuche durchgeführt 
werden, um Informationen und Daten einzuholen, die für 
die genaue Berechnung der Dumpingspannen erforderlich
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waren. Diese Kontrollbesuche begannen erst über zwei 
Wochen nach Versendung der Ergebnisse der MWB-Un­
tersuchung. Da sie nicht über die bei den Kontrollbesu­
chen erhobenen Daten verfügte, war es der Kommission 
somit materiell unmöglich, vor der Versendung der Er­
gebnisse der MWB-Untersuchung Dumpingberechnungen 
durchzuführen und MWB-Entscheidungen auf der Grund­
lage der Auswirkungen auf das Dumping zu treffen. 

(48) Zweitens legten die Ausführer keinerlei Belege dafür vor, 
dass die Entscheidung über die MWB anders ausgefallen 
wäre, wenn sie innerhalb der Dreimonatsfrist getroffen 
worden wäre. 

4.2. Schlussfolgerung 

(49) Die Feststellung unter Randnummer 53 der vorläufigen 
Verordnung, dass alle Anträge auf MWB abzulehnen 
sind, wird bestätigt. 

4.3. Individuelle Behandlung (IB) 

(50) Die beiden in die Stichprobe aufgenommen Unterneh­
mensgruppen, deren Antrag auf IB vorläufig abgelehnt 
worden war, da der Untersuchung zufolge die staatliche 
Einflussnahme geeignet war, eine Umgehung von Maß­
nahmen zu ermöglichen, wenn unterschiedliche Zollsätze 
für einzelne Ausführer festgesetzt werden, erhoben Ein­
wände gegen die vorläufige Feststellung unter Randnum­
mer 55 der vorläufigen Verordnung. Baoding Lizhong 
erklärt, es gebe keine staatliche Einflussnahme; ferner 
macht das Unternehmen geltend, dass gemäß dem Wort­
laut von Artikel 9 Absatz 5 Buchstabe c und e das Vor­
handensein einer gewissen staatlichen Einflussnahme für 
die Verweigerung von IB nicht ausreichend sei und dass 
nach Artikel 9 Absatz 5 die Gewährung von IB trotz 
einer gewissen staatlichen Einflussnahme ausdrücklich zu­
lässig sei, sofern das Unternehmen immer noch ausrei­
chend unabhängig vom Staat sei und der Staat nicht in 
einem solchen Maße Einfluss nehme, dass Maßnahmen 
umgangen werden könnten. Dies wäre nur möglich, 
wenn staatliche Vertreter eine Mehrheit von Schlüssel­
positionen bekleiden würden und in Entscheidungen 
des Tagesgeschäfts eingreifen könnten. 

(51) Die zweite Unternehmensgruppe machte geltend, die 
Mehrheit ihrer Anteile sei im Besitz von Privatpersonen 
und es bestehe kein Umgehungsrisiko, da die Gruppe 
ausschließlich Fahrzeughersteller im OEM-Markt beliefere 
und für jedes Radmodell im Vertrag mit dem Fahrzeug­
hersteller die Produktionsstätte festgelegt werde; diese 
werde sowohl vor Inkrafttreten des Vertrags als auch 
während der Vertragslaufzeit kontrolliert. 

(52) Was das Vorbringen von Baoding Lizhong betrifft, so 
wurde das Umgehungsrisiko erneut geprüft. In der Tat 
nimmt der Staat nicht in einem solchen Maße Einfluss, 
dass Maßnahmen umgangen werden können. Baoding 
Lizhong kann folglich IB gewährt werden. 

(53) CITIC Dicastal wiederum ist ein staatseigenes Unterneh­
men, das vom Staat (der die Aktienmehrheit hält) direkt 
kontrolliert wird. Der Staat nimmt in einem solchen 
Maße Einfluss, dass Maßnahmen umgangen werden kön­
nen, falls für das Unternehmen ein individueller Zollsatz 
festgelegt wird. Mit anderen Worten, die Produktion an­
derer vom Staat kontrollierter Unternehmen könnte über 
CITIC Dicastal umgeleitet werden. Was das andere Argu­
ment von CITIC Dicastal betrifft, so hindert die Tatsache, 
dass das Unternehmen ausschließlich Fahrzeughersteller 
im OEM-Markt beliefert, es nicht daran, zukünftig auch 
andere Kunden zu beliefern. Es kann daher der Schluss 
gezogen werden, dass CITIC Dicastal keine IB zu gewäh­
ren ist. 

4.4. Vergleichsland 

(54) Mehrere interessierte Parteien erhoben Einspruch gegen 
die Wahl der Türkei als Vergleichsland. Ihren Vorbringen 
kann nicht stattgegeben werden, erstens weil die Stellung­
nahmen lange nach Ablauf der gesetzlichen Frist zur 
Einreichung von Stellungnahmen über die Wahl des Ver­
gleichslandes eingingen (diese Frist lief am 24. August 
2009 ab), und zweitens weil sie aus inhaltlichen Gründen 
nicht berücksichtigt werden können. 

(55) Die Argumente können wie folgt zusammengefasst 
werden: 

1. Eines der mitarbeitenden Unternehmen in der Türkei 
(Hayes Lemmerz) ist mit einem EU-Hersteller verbun­
den und beide mitarbeitenden Unternehmen sind Mit­
glieder der EUWA (des Verbandes der europäischen 
Hersteller, der den Antrag einreichte). Diesem Vor­
bringen kann nicht stattgegeben werden. Die Tatsache, 
dass eines der Unternehmen im Vergleichsland mit 
einem EU-Unternehmen verbunden ist und dass beide 
Unternehmen Mitglieder desselben Verbandes wie der 
Antragsteller sind, kann nicht als relevantes Kriterium 
für den Ausschluss der Türkei als Vergleichsland an­
gesehen werden, denn die Kriterien, die bei der Unter­
suchung der Eignung eines Vergleichslandes zu be­
rücksichtigen sind, dürfen ausschließlich auf Fakten 
wie dem Maß an Wettbewerb auf dem Inlandsmarkt 
des Vergleichslandes und dem Fehlen wesentlicher Un­
terschiede zwischen den Produktionsprozessen der 
Hersteller im Vergleichsland und der Hersteller in 
dem Land ohne Marktwirtschaft beruhen.
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2. Es wurde außerdem argumentiert, dass das Herstel­
lungsverfahren in China mit dem in der Türkei nicht 
vergleichbar sei, da chinesische Unternehmen Zugang 
zu billigeren Rohstoffen hätten. Dieses Vorbringen 
kann nicht berücksichtigt werden. Einerseits ist der 
Zugang zu billigerem Aluminium einer Preisverzer­
rung aufgrund staatlicher Einflussnahme geschuldet. 
Wie vorstehend erläutert, befindet sich die VR China 
in Bezug auf den Zugang zu Rohstoffen zu den ge­
ringstmöglichen Preisen in einer weltweit einmaligen 
Situation, die sich in keinem anderen Land findet. 
Andererseits hat die Untersuchung ergeben, dass das 
Herstellungsverfahren in China und der Türkei prak­
tisch identisch ist. 

3. Schließlich wurde geltend gemacht, es herrsche nicht 
genug Wettbewerb auf dem Inlandsmarkt, da die In­
landsproduktion hauptsächlich ausgeführt werde und 
es Marktzutrittsschranken für Einfuhren von außer­
halb der EU gebe. Diese Vorbringen können nicht 
berücksichtigt werden. Der EU-Markt ist mehr als 
sechsmal so groß wie der türkische, und es gibt keine 
Marktzugangsschranken; es ist daher folgerichtig, dass 
die Türkei einen bedeutenden Teil ihrer Produktion in 
die EU ausführt. Überdies besteht ausreichender Wett­
bewerb auf dem türkischen Inlandsmarkt, da es min­
destens fünf einheimische Hersteller gibt und keine 
Marktzutrittsschranken für Einfuhren aus der EU exis­
tieren. 

(56) Angesichts dessen wird die unter Randnummer 63 der 
vorläufigen Verordnung getroffene vorläufige Feststellung, 
dass die Türkei ein geeignetes und angemessenes Ver­
gleichsland ist, bestätigt. 

4.5. Dumping 

4.5.1. Berechnung 

(57) Zwei ausführende Hersteller stellten die vorläufigen 
Schlussfolgerungen unter den Randnummern 57 bis 77 
der vorläufigen Verordnung in Frage. Es wurde geltend 
gemacht, dass Dumpingberechnungen nach Artikel 2 Ab­
satz 11 der Antidumpinggrundverordnung auf der 
Grundlage „aller Ausfuhrgeschäfte in die Gemeinschaft“ 
vorzunehmen seien; mit anderen Worten, es wird die 
Auffassung vertreten, dass bei der Berechnung der Dum­
pingspannen 100 % der Ausfuhrgeschäfte berücksichtigt 
werden sollten. Es wurde ferner argumentiert, dass ins­
besondere bei einem der beiden untersuchten Unterneh­
men die kostspieligsten Geschäfte bei der Berechnung der 
Dumpingspannen nicht berücksichtigt worden seien. 

(58) Zu dem Argument im Zusammenhang mit der Zahl der 
zu berücksichtigenden Geschäftsvorgänge ist darauf hin­
zuweisen, dass nach Artikel 2 Absatz 11 der Antidum­
pinggrundverordnung die Dumpingberechnungen auf der 
Grundlage „aller Ausfuhrgeschäfte in die Gemeinschaft“ 

zu erfolgen haben, dies muss jedoch „vorbehaltlich der 
einschlägigen Bestimmungen über einen gerechten Ver­
gleich“ geschehen. Somit ist es nicht möglich, 100 % der 
Ausfuhrgeschäfte zu berücksichtigen, wenn sich nicht für 
sämtliche Produkte ein geeigneter Vergleich findet. Dieses 
Vorgehen wird als angemessen angesehen, sofern die Be­
rechnungen auf einem ausreichend großen Prozentsatz 
der gesamten Ausfuhrgeschäfte beruhen. Im vorliegenden 
Fall wurden etwa 85 % der Geschäftsvorgänge berück­
sichtigt. 

(59) Im Hinblick auf das Vorbringen, dass die kostspieligsten 
Geschäftsvorgänge nicht beachtet worden seien, wurde 
eine neue Dumpingberechnung vorgenommen, um sie 
zu berücksichtigen. Es wurde eine Anzahl zusätzlicher 
Warentypen zu den für die vorläufige Berechnung heran­
gezogenen hinzugefügt. Dies ermöglichte die Einbezie­
hung einer möglichst großen Zahl von Geschäftsvorgän­
gen in die Berechnungen und stellte zudem sicher, dass 
der gewogene durchschnittliche Stückpreis aller Ausfuhr­
geschäfte des jeweiligen Ausfuhrunternehmens so nah 
wie möglich am gewogenen durchschnittlichen Stück­
preis der für die Berechnung der Dumpingspanne heran­
gezogenen Ausfuhrgeschäfte (dieses Unternehmens) lag. 
Auf diese Weise wurde der Wert aller Ausfuhrgeschäfte, 
auch der kostspieligsten, berücksichtigt. Die Normalwerte 
für diese zusätzlichen Warentypen wurden nach der un­
ter Randnummer 70 der vorläufigen Verordnung erläu­
terten Methode berechnet. Bei dieser neuen Berechnung 
sanken die Dumpingspannen insbesondere bei YHI. 

(60) Die Methode zur Berechnung des Normalwertes, des Aus­
fuhrpreises und des Vergleichs ist dieselbe wie unter den 
Randnummern 64 bis 75 der vorläufigen Verordnung 
beschrieben. Die einzigen Veränderungen bei den neuen 
Berechnungen betreffen die größere Zahl der berücksich­
tigten Geschäftsvorgänge und die Berücksichtigung der 
Tatsache, dass der für die Dumpingberechnung eines ge­
gebenen Unternehmens herangezogene Durchschnitts­
preis der Ausfuhrgeschäfte sich nicht erheblich von 
dem durchschnittlichen Ausfuhrpreis aller Geschäftsvor­
gänge dieses Unternehmens unterscheiden sollte. 

(61) Es wurde vorgebracht, die Untersuchung der Kommission 
habe die Entwicklung der Wechselkurse, insbesondere 
den Anstieg des amerikanischen Dollars gegenüber dem 
Euro, und der Kosten für Hüttenaluminium und für in­
ternationale Transporte nicht berücksichtigt. Diese Be­
hauptung ist unbegründet, denn die Dienststellen der 
Kommission haben entsprechend ihrer üblichen Praxis 
bei ihrer Analyse des Marktes für die betroffene Ware 
im UZ alle nachprüfbaren Kostenarten untersucht. 

(62) Der chinesische Hersteller YHI brachte vor, dass die Be­
rechnung seiner individuellen Dumpingspanne ungenau 
sei. Die Kommission akzeptierte dieses Vorbringen; bei 
der Neuberechnung ergab sich mit 23,81 % eine um 
2,14 % niedrigere Dumpingspanne.
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4.5.2. Endgültige Dumpingspannen 

Unternehmen Endgültige 
Dumpingspanne 

YHI Manufacturing (Shanghai) Co. Ltd 23,81 % 

Zhejiang Wanfeng Auto Wheel Co. Ltd 60,29 % 

Baoding Lizhong 67,66 % 

Sonstige mitarbeitende Unternehmen 44,23 % 

Alle übrigen Unternehmen 67,66 % 

5. SCHÄDIGUNG 

(63) Bei der Kommission gingen Stellungnahmen zu den vor­
läufigen Feststellungen hinsichtlich der Schädigung ein. 
Einige dieser Stellungnahmen stellten Wiederholungen 
der Stellungnahmen dar, auf die bereits in der vorläufigen 
Verordnung eingegangen wurde. 

(64) Argumente, auf die bereits in der vorläufigen Verordnung 
eingegangen wurde, werden in dieser Verordnung nicht 
wiederholt. 

5.1. Einfuhren aus der VR China 

(65) Einige Parteien machten geltend, die Methode zur Berech­
nung der Einfuhren sei nicht ausreichend erläutert wor­
den. Diese Kritik wurde jedoch nicht begründet. 

(66) Es wird daran erinnert, dass sich die Methode in der 
vorläufigen Untersuchung auf die Angaben in dem An­
trag stützte, die aber mit anderen Quellen (Daten der 
mitarbeitenden Hersteller, Verwender und Ausführer) ab­
geglichen wurden. Nach der Stellungnahme der Parteien 
wurden diese Daten erneut untersucht, wobei die vorläu­
figen Schlussfolgerungen bestätigt wurden. 

(67) Es wird daran erinnert, dass am Tag der Veröffentlichung 
der vorläufigen Verordnung drei Anmerkungen mit de­
taillierten Angaben zu den Berechnungsmethoden für 
Produktion, Einfuhren und Verkäufe in die Akte auf­
genommen wurden, die von interessierten Parteien kon­
sultiert werden konnte. 

(68) Da die von der gegenwärtigen Untersuchung erfassten 
KN-Codes noch andere Waren als die betroffene Ware 
abdecken, betrafen die meisten Stellungnahmen die Me­
thode, nach der die Kommission nicht betroffene Waren 
aus den gemeldeten Mengen ausschloss. 

(69) Der KN-Code 8708 70 50 erfasst Räder aus Aluminium; 
Teile davon und Zubehör, aus Aluminium. In der An­
nahme, dass Radteile und -zubehör wie im Antrag ange­
geben von untergeordneter Bedeutung sind, wurden 

entsprechende Daten in Tonnen aus Comext extrahiert, 
ohne dass in diesem Stadium eine weitere Berichtigung 
vorgenommen wurde. 

(70) Der KN-Code 8708 70 10 erfasst unter anderem Räder 
aus Aluminium; Teile davon und Zubehör, aus Alumi­
nium. Hier wurden die entsprechenden, aus Comext ex­
trahierten Daten in Tonnen nach der im Antrag beschrie­
benen Methode gebührend berichtigt. 

(71) In den Stellungnahmen der Parteien wurde dieser Ansatz 
größtenteils kritisiert, ohne dass indessen eine geeignetere 
oder verlässlichere Alternative vorgeschlagen wurde. Die 
Kritik bezog sich hauptsächlich darauf, dass die Parteien 
nicht Stellung nehmen konnten, da sie nicht wussten, 
welche Methode die Kommission anwenden wollte. Es 
wird daran erinnert, dass die nicht vertrauliche Zusam­
menfassung des Antrags, in der die Ausschlussmethode 
ausführlich dargestellt wurde, seit der Einleitung des Ver­
fahrens in der nicht vertraulichen Akte zur Verfügung 
stand. Die Kommission glich die Daten im Antrag ab 
und konnte nichts feststellen, das die Angemessenheit 
der gewählten Methode in Frage gestellt hätte. Außerdem 
schlugen die Parteien keine alternative Ausschluss­
methode vor, ihre Stellungnahmen wurden daher als un­
begründet betrachtet. 

(72) Eine weitere Gruppe von Stellungnahmen bezog sich auf 
die Methode, nach der die ursprünglich in Tonnen ange­
gebenen Mengen für die beiden KN-Codes in Stückzahlen 
umgerechnet wurden. Auch hier wandte die Kommission 
die im Antrag vorgeschlagene Methode an, die später 
durch die Fragebogenantworten der chinesischen Ausfüh­
rer bestätigt wurde. Nach dieser Methode beträgt das 
Gewicht eines aus China eingeführten Rades durch­
schnittlich etwa 9 kg. Das Gewicht je Einheit von Waren 
aus anderen Drittländern wurde entsprechend dem An­
trag auf etwa 10 kg geschätzt, jedoch mit vorliegenden, 
im Verlaufe der gegenwärtigen Untersuchung von ver­
schiedenen Parteien übermittelten Informationen abgegli­
chen. 

(73) In den Stellungnahmen im Anschluss an die vorläufige 
Verordnung wurde von einigen Parteien geltend gemacht, 
es sollte ein Durchschnittsgewicht von 10 statt 9 kg zu­
grunde gelegt werden, da dies das Durchschnittsgewicht 
von eingeführten OEM-Rädern sei. Wie in der vorläufigen 
Verordnung ausgeführt, beruhte das Durchschnitts­
gewicht von 9 kg auf Daten der in die Stichprobe auf­
genommenen ausführenden Hersteller. Es wird daher der 
Schluss gezogen, dass dies die angemessenste Umrech­
nungsmethode ist, die das Durchschnittsgewicht der chi­
nesischen Einfuhren widerspiegelt. Ohnehin zeigte eine 
Umrechnung auf der Grundlage eines Gewichtes von 
10 kg für OEM-Räder, dass dies keine Auswirkungen 
auf die endgültigen Schlussfolgerungen hätte. 

(74) Die Schlussfolgerungen unter den Randnummern 86 bis 
88 der vorläufigen Verordnung werden bestätigt.
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5.1.1. Menge und Preis der Einfuhren aus der VR China 

(75) Die Schlussfolgerungen unter den Randnummern 86 und 
89 der vorläufigen Verordnung, die sich u. a. auf Euros­
tat-Daten stützen, wurden durch die Fragebogenantwor­
ten der ausführenden Hersteller bestätigt. Da die Daten 
aus verschiedenen Quellen stammen, können die Ent­
wicklungen natürlich je nach Segment und Unternehmen 
leicht variieren. In jedem Fall bestätigten die Daten ein 
niedriges Preisniveau das zusammen mit einer hohen 
Preisunterbietung und einem steilen Anstieg der Einfuhr­
mengen aus der VR China die Richtigkeit der Gesamt­
schlussfolgerung in diesem Fall unterstreicht. 

(76) Für das OEM- und das AM-Segment wurden die Daten 
und Entwicklungen jeweils getrennt überprüft. In der vor­
läufigen Verordnung wurde unter der Randnummer 89 
irrtümlich angegeben, dass die Preisangaben für die Jahre 
2006 bis 2008 auf Eurostat-Daten beruhten, da die Aus­
führer-Fragebogen die betreffenden Angaben nicht ent­
halten hätten. Die Aussage hätte sich auf eine Trennung 
zwischen OEM- und AM-Geschäften beziehen sollen. 
Diese Trennung kann nur auf der Grundlage von Listen 
der Ausführer vorgenommen werden, in denen alle Ge­
schäftsvorgänge einzeln aufgeführt werden. 

(77) Was die Stückpreise im AM-Segment anbelangt, so ergibt 
sich aus den Daten ein mehr oder minder gleichbleiben­
des Niveau mit einem leichten Anstieg am Ende des 
Zeitraums. Sie bewegten sich 2006 zwischen 25 und 
34 EUR, 2007 zwischen 24 und 32 EUR, 2008 zwischen 
25 und 29 EUR und im UZ zwischen 26 und 36 EUR. 
Aus Gründen der Vertraulichkeit wurden diese Spannen 
um bis zu 15 % nach oben oder unten verändert. 

Preisspanne für AM-Einfuhren aus der VR 
China (auf der Grundlage der 

Ausführerstichprobe) 
+/– 15 % +/– 15 % 

2006 25 34 

2007 24 32 

2008 25 29 

UZ 26 36 

(78) Die Stückpreise für OEM-Einfuhren aus der VR China 
weisen im Bezugszeitraum einen Rückgang von über 
15 % auf. Weitere Einzelheiten können, wie nachfolgend 
im Abschnitt über die Berechnung der Schadensbeseiti­
gungsschwelle erläutert, aus Vertraulichkeitsgründen 
nicht offengelegt werden. 

(79) Eine Partei machte geltend, die Preise der chinesischen 
Einfuhren seien zwischen 2008 und dem UZ, als die 
meisten Schadensindikatoren sich deutlich verschlechter­

ten, angestiegen. Die Preise der chinesischen Einfuhren 
stiegen zwar nominell tatsächlich an (wenn auch um 
nur 1,6 %) ( 1 ). Es ist jedoch zu betonen, dass sie über 
den gesamten Bezugszeitraum hinweg um 8 % abnah­
men. 

(80) Insgesamt bestätigte sich für beide Segmente ein niedriges 
Preisniveau, was zusammen mit einer hohen Preisunter­
bietung und einem steilen Anstieg der Einfuhren aus der 
VR China die Schlussfolgerungen in diesem Fall bestätigt. 

5.2. Getrennte Schadensanalyse für das OEM- und 
das AM-Segment 

(81) Eine der häufigsten Stellungnahmen nach der Einführung 
der vorläufigen Maßnahmen war, dass für das OEM- und 
das AM-Segment jeweils eine getrennte Analyse aller 
Schadensindikatoren hätte durchgeführt werden sollen. 

(82) Eine Partei bezog sich hierzu auf die Verordnung (EG) Nr. 
1888/2006 der Kommission ( 2 ) sowie auf die Verord­
nung (EG) Nr. 682/2007 des Rates ( 3 ) über Einfuhren 
von Zuckermais mit Ursprung in Thailand, und machte 
geltend, dass darin eine solche segmentspezifische Ana­
lyse durchgeführt wurde. Diese Partei brachte außerdem 
vor, dass die Kommission gegen die Vorschriften der 
WTO verstoße, wenn sie nicht demselben Verfahren 
wie in der Zuckerverordnung folge. 

(83) Im Zuckermaisfall wurde auf die einschlägigen WTO-Be­
stimmungen Bezug genommen, welche nach dem Beru­
fungsgremium besagen: „Wenn die untersuchenden Be­
hörden einen Teil eines inländischen Wirtschaftszweigs 
untersuchen, sollten sie im Prinzip alle anderen Teile, 
aus denen dieser Wirtschaftszweig besteht, in gleicher 
Weise untersuchen und auch den Wirtschaftszweig als 
Ganzes.“ ( 4 ) Dieser Fall beweist klar, dass der im vorlie­
genden Fall verfolgte Ansatz der bisherigen Praxis der 
Institution entspricht und mit dem WTO-Antidumping­
übereinkommen vereinbar ist. ( 5 ). Eine Untersuchung 
nach Segmenten ist möglich, muss aber mit einer Unter­
suchung des gesamten Wirtschaftszweigs einhergehen.
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( 1 ) Die Angabe unter der Randnummer 90 der vorläufigen Verordnung, 
nach der der Anstieg 0,5 % betrug, beruhte auf einem Schreibfehler 
(richtig sind 0,5 EUR und 1,6 %). 

( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 1888/2006 der Kommission vom 
19. Dezember 2006 zur Einführung eines vorläufigen Antidumping­
zolls auf die Einfuhren von bestimmtem zubereitetem oder haltbar 
gemachtem Zuckermais in Körnern mit Ursprung in Thailand (ABl. 
L 364 vom 20.12.2006, S. 68). 

( 3 ) Verordnung (EG) Nr. 682/2007 des Rates vom 18. Juni 2007 zur 
Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls und zur endgültigen 
Vereinnahmung des vorläufigen Zolls auf die Einfuhren von be­
stimmtem zubereitetem oder haltbar gemachtem Zuckermais in Kör­
nern mit Ursprung in Thailand (ABl. L 159 vom 20.6.2007, S. 14). 

( 4 ) WT/DS184/AB/R vom 23.8.2001, Vereinigte Staaten — Antidum­
pingmaßnahmen betreffend bestimmte warmgewalzte Stahlerzeug­
nisse aus Japan. 

( 5 ) Randnummern 50-51 der Verordnung (EG) Nr. 1888/2006.



(84) Es wird daran erinnert, dass in diesem Verfahren im 
Rahmen der vorläufigen Untersuchung beide Segmente 
gemeinsam betrachtet wurden, allerdings wurden einige 
Indikatoren (Preisunterbietung, Verbrauch, Marktanteile) 
für OEM- und AM-Räder getrennt untersucht. Aufgrund 
der Stellungnahmen einiger Parteien führte die Kommis­
sion weitere Untersuchungen durch und untersuchte ei­
nige zusätzliche Indikatoren auf Segmentebene (siehe un­
ten). Wie im Folgenden aufgezeigt, bestätigt diese Unter­
suchung, dass die Entwicklung bei Betrachtung der be­
troffenen Ware als Ganzem im Allgemeinen denen für 
das OEM- und das AM-Segment bei separater Betrach­
tung entsprechen. 

5.2.1. Verbrauch 

(85) Die untenstehende Tabelle zeigt die Entwicklung des Uni­
onsverbrauchs an Fahrzeugrädern aus Aluminium im 
OEM- und im AM-Segment (getrennt betrachtet). Aus­
führlichere Informationen zur Trennung zwischen 
OEM- und AM-Einfuhren finden sich weiter oben im 
Abschnitt über die Einfuhren. Die Daten zu der Trennung 
stammten aus verschiedenen Informationsquellen, die 
von mitarbeitenden EU-Herstellern, Verwendern und aus­
führenden Herstellern im betroffenen Land bereitgestellt 
wurden. 

Stück (in 1 000) 2006 2007 2008 UZ 

Unionsverbrauch 
insgesamt 

58 607 62 442 58 313 49 508 

Index 2006 = 100 100 107 99 84 

Verbrauch OEM 43 573 44 009 42 076 34 915 

Index 2006 = 100 100 101 97 80 

Verbrauch AM 15 033 18 432 16 237 14 592 

Index 2006 = 100 100 123 108 97 

(86) Der Unionsverbrauch ging im Bezugszeitraum insgesamt 
um 16 % von 58,6 Mio. Stück auf 49,5 Mio. Stück zu­
rück. In beiden Segmenten war dieselbe Tendenz zu be­
obachten. Der Verbrauch von OEM-Rädern ging von 
43,5 Mio. Stück um 20 % auf 34,9 Mio. Stück zurück, 
während der Verbrauch von AM-Rädern von 15 Mio. 
Stück um 3 % auf 14,5 Mio. Stück sank. 

5.2.2. Einfuhren aus der VR China und Marktanteile im 
OEM- und im AM-Segment 

(87) Viele Stellungnahmen bezogen sich auf die Schlussfolge­
rungen der Kommission zur Größe des OEM- und des 
AM-Segments auf dem EU-Markt für Aluminiumräder, 
insbesondere auf den Marktanteil der Einfuhren. Ins­
besondere wurde argumentiert, die Kommission habe 
den Marktanteil der OEM-Einfuhren falsch berechnet. 
Auf diese Stellungnahmen hin wurden weitere Unter­
suchungen zum Marktanteil der eingeführten OEM- und 
AM-Räder durchgeführt. Es wird daran erinnert, dass in 
der vorläufigen Verordnung die Marktanteile der OEM- 
und AM-Einfuhren aus der VR China genannt wurden. 
Diese Marktanteile wurden auf der Grundlage der wäh­
rend der vorläufigen Untersuchung verfügbaren Informa­
tionen angegeben und beruhten auf Daten der EU-Her­
steller, der Ausführer sowie der Fahrzeughersteller. Auf 

dieser Grundlage wurde festgestellt, dass der Marktanteil 
der OEM-Einfuhren (konservativ berechnet) 3 % betragen 
müsste, dass er aber bis zu 6 % erreichen könnte. 

(88) Aufgrund der von den interessierten Parteien vorgebrach­
ten Kritik wurden alle Daten erneut geprüft, hierbei be­
stätigten sich die vorläufigen Feststellungen. Alle Unter­
suchungsschritte und alle Informationsquellen, die zur 
Bestimmung des Marktanteils der Einfuhren beider Seg­
mente nicht nur aus dem betroffenen Land, sondern auch 
aus anderen Drittländern herangezogen wurden, wurden 
in einer der Akte beigefügten und für interessierte Par­
teien einsehbaren Anmerkung erläutert. Diese Anmer­
kung zeigt die Vielfalt der Quellen, die benutzt wurden, 
um an einschlägige Informationen zu gelangen. 

(89) Gegenüber der Stellungnahme einiger Parteien, dass der 
Marktanteil mit 3 % gering sei, ist außerdem zu betonen, 
dass selbst ein Marktanteil von 3 % auf einem preissen­
siblen Markt wie dem im vorliegenden Fall nicht als 
gering gelten kann. Dies gilt insbesondere angesichts 
des unter Randnummer 116 beschriebenen Preisdrucks. 
Überdies kam es zu einem erheblichen Anstieg der Men­
gen und des Marktanteils der Einfuhren aus der VR 
China.
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OEM-Einfuhrmenge in tau­
send Stück 2006 2007 2008 UZ 

VR China 455 476 508 1 183 

Index 2006 = 100 100 105 112 260 

Marktanteil (in %) 1 % 1 % 1 % 3 % 

AM-Einfuhrmenge in tau­
send Stück 2006 2007 2008 UZ 

VR China 3 247 4 667 5 301 4 954 

Index 2006 = 100 100 144 163 153 

Marktanteil (in %) 22 % 25 % 33 % 34 % 

5.3. Preisunterbietung 

(90) Es wird daran erinnert, dass die Preisunterbietung in der 
vorläufigen Untersuchung für die betroffene Ware als 
Ganzes sowie getrennt für die beiden Segmente berech­
net wurde. Die Trennung wurde durch Identifizierung der 
Verkäufe an Fahrzeughersteller in den Listen vorgenom­
men, die von den in die Stichprobe aufgenommen EU- 
Herstellern und Ausführern geliefert wurden und in de­
nen alle Geschäftsvorgänge einzeln aufgeführt sind. 

(91) Die Preisunterbietungsspannen, die unter den Randnum­
mern 95 und 98 der vorläufigen Verordnung aufgeführt 
sind, wurden insbesondere aufgrund von Änderungen in 
den Dumpingberechnungen (siehe oben) neu ermittelt. 
Sie wurden auch im Hinblick auf den angewandten Zoll­
tarif neu bestimmt. In der vorläufigen Untersuchung 
wurde ein einheitlicher Zollsatz von 4,5 % angewandt. 
Dieser Ansatz wurde auch in der endgültigen Unter­
suchung bei der Berechnung der allgemeinen Preisunter­
bietung (für beide Segmente) verfolgt. Grund hierfür war, 
dass nicht alle OEM-Einfuhren unter dem KN-Code an­
gemeldet worden waren, der mit einen geringeren Zoll­
satz (3 %) verbunden ist. 

(92) Einige Parteien brachten erneut vor, dass die Preisunter­
bietungsspanne nur in Bezug auf die „Mehrwert“-Kom­
ponente des Preises ermittelt werden sollte (also ohne 
die Aluminiumkosten). Wie unter Randnummer 96 der 
vorläufigen Verordnung ausgeführt, würde diese Methode 
in der Tat eine höhere Preisunterbietungsspanne ergeben. 
Da die über den Gesamtpreis (als Prozentsatz) ermittelte 
Preisunterbietungsspanne bereits erheblich war, wurde 
dieser Ansatz nicht weiter verfolgt. 

(93) Die Preisunterbietung für die betroffene Ware als Ganzes 
liegt zwischen 20 % und 38 %. Sie erreicht in beiden 

Segmenten weiterhin erhebliche Werte (zwischen 15 % 
und 29 % im OEM- und zwischen 49 % und 63 % im 
AM-Segment). 

6. LAGE DES WIRTSCHAFTSZWEIGS DER UNION 

6.1. Definition des Wirtschaftszweigs der Union so­
wie makro- und mikroökonomische Schadens­
indikatoren 

(94) Eine Partei machte geltend, dass die Kommission eine 
inkorrekte Definition des Wirtschaftszweiges der Union 
und der Unionsproduktion verwendet habe und dass die 
Schadensuntersuchung sich auf Angaben stützen müsse, 
die sich nicht auf die gesamte Unionsproduktion, son­
dern nur auf die Antragsteller und die Unterstützer des 
Antrags beziehen. 

(95) Der Wirtschaftszweig der Union wurde nach Artikel 4 
Absatz 1 der Grundverordnung definiert. Die Unter­
suchung der Lage der gesamten Unionsproduktion ent­
spricht den Bestimmungen der Grundverordnung. Das 
Argument, der Schadensuntersuchung habe eine inkor­
rekte Definition des Wirtschaftszweigs der Union zu­
grunde gelegen, ist daher zurückzuweisen. Folglich waren 
alle Argumente zur Entwicklung der Schadensindikato­
ren, bei denen die Analyse auf Daten der in die Stich­
probe einbezogenen und der mitarbeitenden Hersteller 
beruhte, zurückzuweisen. 

(96) Einer anderen, allgemeineren Stellungnahme zufolge wie­
sen die nicht vertraulichen Fassungen der Hersteller- und 
der Minifragebogen Mängel auf. Die Kommission prüfte 
diese Stellungnahmen ausführlich und forderte in begrün­
deten Fällen verbesserte nicht vertrauliche Fassungen an. 
Diese wurden in die für interessierte Parteien einsehbare 
Akte aufgenommen, so dass die Verteidigungsrechte voll 
gewahrt sind.
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(97) Einige Parteien machten geltend, einige EU-Hersteller hät­
ten ausgeschlossen werden müssen, da sie keine vollstän­
digen Informationen über ihre Tätigkeit vorgelegt hätten. 
Dieser Ausschluss hätte Auswirkungen auf die Repräsen­
tativität gehabt. Diese Vorbringen werden jedoch von den 
Tatsachen nicht gestützt, denn die fraglichen EU-Herstel­
ler haben alle einschlägigen Angaben vorgelegt. Sie sind 
daher zurückzuweisen. 

(98) Ein Einführer machte außerdem geltend, er hätte als EU- 
Hersteller eingestuft werden müssen, da er den Herstel­
lungsprozess in das betroffene Land ausgelagert habe, 
während zahlreiche andere Tätigkeiten (z. B. Design) in 
der EU stattfänden. Dieses Unternehmen hat in der Tat 
den Herstellungsprozess ausgelagert; einige Tätigkeiten, 
wie beispielsweise die Prüfung von Rädern verbleiben 
aber in der Union. Da der Herstellungsprozess jedoch 

im betroffenen Land stattfindet, kann der Einführer im 
Antidumpingverfahren nicht als EU-Hersteller gelten. Das 
Vorbringen war daher zurückzuweisen. 

(99) Einige Parteien analysierten die Schadensindikatoren auf 
Unternehmensebene. Dieser Ansatz ist abzulehnen, da 
die Schadensanalyse für den Wirtschaftszweig der Union 
in seiner Gesamtheit durchgeführt wird. 

6.2. Makroökonomische Indikatoren 

6.2.1. Verkäufe und Marktanteil 

(100) Im Anschluss an die Veröffentlichung der vorläufigen 
Verordnung forderten Parteien getrennte Daten für das 
OEM- und das AM-Segment an. Die nachfolgende Tabelle 
zeigt die Daten zu Verkäufen und Marktanteilen separat 
für das OEM- und das AM-Segment. 

2006 2007 2008 IP 

Gesamtverkaufsmenge 
des Wirtschaftszweigs 
der Union, OEM, in 
1 000 Stück 

36 820 36 240 34 932 28 719 

Index 2006 = 100 100 98 95 78 

Gesmatverkaufsmenge 
des Wirtschaftszweigs 
der Union AM in 
1 000 Stück 

8 626 10 443 7 962 7 075 

Index 2006 = 100 100 121 92 82 

Marktanteil OEM (%) 
(Anteil der EU-Herstel­
ler am OEM-Gesamtver­
brauch) 

84,5 % 82,3 % 83 % 82,3 % 

Index 2006 = 100 100 97 98 97 

Marktanteil AM (%) 
(Anteil der EU-Herstel­
ler am AM-Gesamtver­
brauch) 

57,4 % 56,7 % 49 % 48,5 % 

Index 2006 = 100 100 99 85 84 

(101) Für die Trennung der Daten wurden verschiedene Infor­
mationsquellen verwendet, insbesondere Daten, die in der 
Untersuchung von EU-Herstellern bereitgestellt wurden, 
Daten aus dem Antrag sowie Daten, die vor der Einlei­
tung des Verfahrens erhoben wurden. 

(102) Die vorstehende Tabelle belegt eine Abwärtstendenz bei 
den Verkäufen und Marktanteilen sowohl im OEM- als 
auch im AM-Segment. 

6.2.2. Auftragsgefüge 

(103) Wie unter Randnummer 112 der vorläufigen Verordnung 
ausgeführt, prüfte die Kommission weiterhin die Auf­
träge, die zwar im UZ vergeben, aber erst danach erfüllt 
wurden. Bereits verfügbare Daten wurden durch neue 
Informationen der EU-Rad- und Fahrzeughersteller er­
gänzt. Diese Daten bestätigten die Größenordnungen 
der Käufe und die Entwicklungen beim Marktanteil der 
europäischen und chinesischen Lieferanten. Sie werden 
untermauert durch Angaben der Fahrzeughersteller, 
nach denen der Anstieg des Anteils der chinesischen 
Einfuhren auf wettbewerbsfähigere Herstellungsverfahren 
mit besserer Qualität und Leistungsfähigkeit zurückzufüh­
ren war.
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6.3. Mikroökonomische Indikatoren 

6.3.1. Produktionskosten 

(104) Eine Partei machte geltend, dass die Daten zur Rentabi­
lität unter Randnummer 117 der vorläufigen Verordnung 
nicht zu den Daten zu Verkäufen und Produktionskosten 

unter den Randnummern 89 und 122 der vorläufigen 
Verordnung passten. Dies lag an einem Schreibfehler 
bei der Berechnung der Produktionskosten, der zur Ver­
wendung eines falschen Datensatzes geführt hatte. Dieser 
Fehler wurde korrigiert; die Zahlen zu den Produktions­
kosten finden sich in der untenstehenden Tabelle. 

In Euro 2006 2007 2008 UZ 

Durchschnittliche Pro­
duktionskosten (pro 
Stück) 

48,1 49,4 48,7 49,1 

(105) Die Korrektur hatte keine Auswirkungen auf die in der vorläufigen Untersuchung festgestellte Ent­
wicklung. Die durchschnittlichen Produktionskosten blieben im Bezugszeitraum stabil. 

6.3.2. Rentabilität 

(106) Auf den Antrag einiger Parteien hin, Daten getrennt für das OEM und das AM-Segment zur Ver­
fügung zu stellen, wurde die Rentabilität für die beiden Segmente separat berechnet. Dabei wurden 
die Entwicklungen und Größenordnungen bestätigt. 

In % 2006 2007 2008 UZ 

Gesamtrentabilität 3,2 0,7 – 1,5 – 5,4 

Rentabilität OEM 3,1 0,4 – 1,4 – 5,7 

Rentabilität AM 5,2 5,7 – 3,3 – 2,4 

(107) Wie die obenstehende Tabelle zeigt, wurde die Rentabi­
lität sowohl im OEM- als auch im AM-Segment beein­
trächtigt. Sie fiel im Bezugszeitraum um 8,8 Prozent­
punkte im OEM- und um 7,6 Prozentpunkte im AM- 
Segment. Die Größenordnungen und die Entwicklungen 
im OEM- und AM-Segment entsprechen damit bei sepa­
rater Betrachtung denen für die betroffene Ware ins­
gesamt (ein Rückgang um 8,7 Prozentpunkte). 

6.3.3. Kapitalrendite (RoI) 

(108) Einige Parteien wiesen auf mögliche Ungenauigkeiten bei 
der Berechnung der Kapitalrendite hin. In den gemeldeten 
Zahlen sind alle Faktoren berücksichtigt, aus denen die 
Kapitalrendite besteht, einschließlich der Abschreibung. 
Die Vorbringen waren daher zurückzuweisen. 

6.4. Schlussfolgerungen zur Schädigung 

(109) Die Schlussfolgerungen zur Schädigung unter den Rand­
nummern 80 bis 123 der vorläufigen Verordnung wer­
den bestätigt. Der Wirtschaftszweig der Union erlitt eine 
bedeutende Schädigung, die sich vor allem in einer sin­
kenden Rentabilität niederschlug. Einige Schadensindika­
toren wurden für das OEM- und das AM-Segment separat 

analysiert. Die Entwicklungen und Größenordnungen die­
ser Indikatoren entsprechen denen für die betroffene 
Ware insgesamt. 

7. SCHADENSURSACHE 

7.1. Auswirkungen der Einfuhren aus der VR China 

(110) Einige Parteien machten geltend, der Rückgang bei der 
Produktion und den Verkäufen des Wirtschaftszweigs der 
Union sei Ergebnis des rückläufigen Verbrauchs (worauf 
angeblich auch der Kapazitätsabbau zurückging). In der 
vorläufigen Verordnung wurde auch nicht bestritten, dass 
der Verbrauch auf dem Unionsmarkt rückläufig war. Ob­
wohl außer den gedumpten Einfuhren aus der VR China 
möglicherweise noch andere Faktoren (Wirtschaftskrise 
und Einfuhren aus der Türkei) zur Schädigung des Wirt­
schaftszweigs der Union beigetragen haben, sind deren 
Auswirkungen nicht so groß, dass der unter den Rand­
nummern 136 bis 152 der vorläufigen Verordnung fest­
gestellte ursächliche Zusammenhang aufgehoben würde. 
In jedem Fall besteht, wie unter Randnummer 126 ff. der 
vorläufigen Verordnung ausgeführt, ein eindeutiger Zu­
sammenhang zwischen der beträchtlichen Zunahme der 
chinesischen Einfuhren zu niedrigen Preisen und der fest­
gestellten Schädigung des Wirtschaftszweigs der Union. 
Entgegen den Vorbringen der Parteien blieb außerdem, 
wie unter Randnummer 103 der vorläufigen Verordnung 
ausgeführt, die Kapazität im Bezugszeitraum stabil (ins­
besondere zwischen 2006 und 2008, wobei es zwischen 
2008 und dem UZ zu einem Rückgang um 4 % kam).
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(111) Einige Parteien beriefen sich auf Stellungnahmen von 
Unionsherstellern auf deren Websites und auf die Tatsa­
che, dass gedumpte Einfuhren aus der VR China nicht als 
Schadensursache genannt wurden. Unabhängig von ir­
gendwelchen öffentlichen Stellungnahmen der Unions­
hersteller (welche in keinem Fall bedeuten, dass chinesi­
sche Einfuhren als Schadensursache ausscheiden), zeigen 
die verfügbaren Daten klar, dass ein ursächlicher Zusam­
menhang zwischen der Schädigung des Wirtschaftszweigs 
der Union und den gedumpten Einfuhren aus der VR 
China besteht. 

(112) Einige Parteien machten geltend, der Rentabilitätsverlust 
gehe auf geringere Produktionsmengen zurück. Die Her­
steller seien mit der geringeren Stückzahl der produzier­
ten Räder nicht mehr in der Lage gewesen, ihre Fixkosten 
zu amortisieren. Der Produktionsrückgang war jedoch 
Ergebnis des Marktanteilverlustes aufgrund der Markt­
durchdringung durch chinesische Einfuhren. 

(113) Einige Parteien machten geltend, die Einfuhren aus der 
VR China könnten nicht die Ursache für die Schädigung 
des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft sein, da die Ren­
tabilität 2007 trotz stabiler Preise und Verkäufe abge­
nommen habe. Es wird daran erinnert, dass der Markt­
anteil der Einfuhren aus der VR China zwischen 2006 
und 2007 stieg und ihre Menge um 40 % zunahm. Das 
Vorbringen war daher zurückzuweisen. 

(114) Die Feststellungen unter den Randnummern 126 bis 130 
der vorläufigen Verordnung werden bestätigt. 

7.2. Auswirkungen anderer Faktoren 

7.2.1. Trennung zwischen den Segmenten 

(115) Einige Parteien wiederholten ihre Vorbringen, dass die 
Schädigung des Wirtschaftszweigs der Union, dessen Ver­
käufe vor allem im OEM-Segment erfolgten, nicht auf 
chinesische Einfuhren zurückgehen könne, die sich vor 
allem auf das AM-Segment konzentrierten und im OEM- 
Segment nur begrenzt präsent seien. Es wird daran erin­
nert, dass auf diese Stellungnahmen unter den Randnum­
mern 131 bis 135 der vorläufigen Verordnung eingegan­
gen wurde. 

(116) Nach Einführung der vorläufigen Maßnahmen beriefen 
sich einige Parteien auf Randnummer 133 der vorläu­
figen Verordnung, nach der es „Anhaltspunkte“ dafür 
gibt, dass die chinesischen Preise von den Fahrzeugher­
stellern dazu benutzt werden, die Preise der Wirtschafts­
zweigs der Union zu drücken. Diese Parteien machten 
geltend, die Feststellungen der Institutionen dürften sich 
nicht auf Anhaltspunkte, sondern nur auf positive Be­
weise stützen. Sie wiesen ferner darauf hin, dass in der 
für interessierte Parteien einsehbaren Akte keine Informa­
tionen zur Stützung dieser Behauptungen verfügbar wa­
ren. 

(117) Zunächst ist zu betonen, dass es sich dabei um wirt­
schaftlich sensible Informationen handelt. Zusätzlich zu 
den der Kommission vorliegenden Informationen wurden 
von den Parteien weitere Angaben geliefert. Diese Zusatz­
informationen bestätigten die Schlussfolgerungen, die die 
Kommission auf Grundlage der in der vorläufigen Unter­
suchung vorliegenden Informationen getroffen hatte, 
nach denen die Preise deutlich unter Druck standen. Au­
ßerdem nahm die Kommission den Aspekt des Preis­
drucks in die Akte auf. Die Unionshersteller legten hierzu 
eine ausführliche Stellungnahme vor. Diese verschaffte 
der Kommission weitere Einsichten in die Einzelheiten 
des Ausschreibungsverfahrens und bestätigte die Schluss­
folgerungen in Bezug auf den Preisdruck und die Heran­
ziehung chinesischer Angebote als Vergleichsbasis, um 
solchen Druck auszuüben. So lag in einigen Fällen der 
Zielpreis der Fahrzeughersteller (welcher den Ausgangs­
punkt der Verhandlungen darstellt) bereits unter den Kos­
ten der Unionshersteller und war somit von Beginn an 
nicht vertretbar. In einigen Fällen erhielten sogar darunter 
liegende Angebote nicht den Zuschlag. 

(118) Nach den der Kommission zur Verfügung stehenden In­
formationen teilen einige Fahrzeughersteller ihren Bietern 
einfach mit, dass sie ihre Preise entsprechend den chine­
sischen Angeboten senken sollten; andere benutzen An­
gebote von Firmen, die nicht an den Ausschreibungen 
teilnehmen und wieder andere beschränken ihre Aus­
schreibungen nicht einmal, so dass jeder mitbieten 
kann (auch Bieter, die die Anforderungen niemals erfüllen 
würden). 

(119) Die Fahrzeughersteller machten geltend, der Preis sei kein 
entscheidender Faktor bei ihren Beschaffungsentscheidun­
gen. Die verfügbaren Informationen belegen in der Tat, 
dass andere Erwägungen hinzukommen können, der 
Preis spielt aber eine dominierende Rolle. 

(120) Die Schlussfolgerungen unter den Randnummer 131 bis 
135 der vorläufigen Verordnung werden bestätigt. 

7.2.2. Auswirkungen der Einfuhren aus der Türkei 

(121) Einige Parteien behaupteten, die Kommission unter­
schätze die Auswirkungen türkischer Einfuhren als Ursa­
che für die Schädigung des Wirtschaftszweigs der Union. 
Es wird daran erinnert, dass die vorläufige Verordnung 
unter den Randnummern 136 und 137 einräumte, dass 
die niedrigeren Preise der türkischen Einfuhren mögli­
cherweise negative Auswirkungen auf die Lage des Wirt­
schaftszweigs der Union gehabt haben, dass diese allein 
aber nicht ausreichend gewesen seien, um den ursächli­
chen Zusammenhang zwischen den gedumpten Einfuh­
ren aus der VR China und der Schädigung des Wirt­
schaftszweigs der Union aufzuheben.
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(122) Auch die Auswirkungen der Einfuhren aus der Türkei 
wurden getrennt nach Segmenten betrachtet. Es wurde 
festgestellt, dass drei Viertel der türkischen Einfuhren 
auf das OEM-Segment entfielen. Es wurde außerdem be­
stätigt, dass die für das OEM- und AM-Segment gemein­
sam ermittelten Entwicklungen und Größenordnungen 
denen für die jeweiligen Segmente bei separater Betrach­
tung entsprechen. Nach den verfügbaren (von verschie­
denen mitarbeitenden Parteien vorgelegten) Informatio­
nen gingen die AM-Preise der türkischen Einfuhren wäh­
rend des Bezugszeitraums zurück. Die Preise der türki­
schen OEM-Einfuhren wiederum blieben relativ stabil. 

(123) Einige Parteien wiesen darauf hin, dass die Preise der 
Einfuhren aus der Türkei zwischen 2008 und dem UZ 
erheblich zurückgegangen waren. Wie unter Randnum­
mer 137 der vorläufigen Verordnung vermerkt, war der 
Preisunterschied jedoch immer noch um ein Beträcht­
liches geringer als der Unterschied zwischen den chinesi­
schen Einfuhrpreisen und den Preisen der EU-Hersteller. 

(124) Zu den Stellungnahmen einer Partei, dass die Türkei in 
den Antrag hätte aufgenommen werden sollen (siehe 
Randnummer 9 ff.), ist anzumerken, dass die Nichtauf­
nahme der Türkei den ursächlichen Zusammenhang zwi­
schen den chinesischen Ausfuhren der betroffenen Ware 
und der Schädigung des Wirtschaftszweigs der Union 
nicht aufhebt. 

(125) Aus diesen Gründen waren die Vorbringen der Parteien 
zurückzuweisen. Da keine weiteren Stellungnahmen vor­
liegen, werden die Randnummern 136 und 137 der vor­
läufigen Verordnung bestätigt. 

7.2.3. Auswirkungen der Einfuhren aus anderen Ländern 

(126) Einige Parteien machten geltend, der Marktanteil der Ein­
fuhren aus anderen Drittländern als der VR China habe 
zwischen 2006 und 2008 zugenommen. Es ist anzumer­
ken, dass der Anteil der Einfuhren aus Drittländern mit 
kleinen Schwankungen in der Größenordnung von 1 % 
stabil blieb. Dieser Einwand war daher zurückzuweisen. 

(127) Einige Länder erwähnten Einfuhren aus Südafrika, die 
durch ihre Menge und/oder ihre Preise zur Schädigung 
des Wirtschaftszweigs der Union beigetragen haben soll­
ten. Wie unter Randnummer 99 der vorläufigen Verord­
nung ausgeführt, war der Marktanteil der südafrikani­
schen Einfuhren, auch wenn ihre Menge zunahm, seit 
2007 stabil (bei 1,4 %, wobei es zwischen 2006 und 
2007 zu einem Anstieg um 0,6 % kam). Die Kommission 
erhielt Informationen, nach denen der Großteil dieser 
Einfuhren für den OEM-Markt bestimmt war. Was die 
Preise der südafrikanischen OEM-Einfuhren betraf, so gin­
gen bei der Kommission gegenteilige Informationen ein. 
Auf der Grundlage von Eurostat-Daten kann der Schluss 

gezogen werden, dass sie von 43 auf 51 EUR stiegen. 
Diese Daten würden auch den Angaben eines EU-Herstel­
lers entsprechen. Das Vorbringen bezüglich der Auswir­
kungen der südafrikanischen Einfuhren war daher zu­
rückzuweisen. 

(128) Die Schlussfolgerungen unter den Randnummern 136 bis 
138 der vorläufigen Verordnung zu den Einfuhren aus 
Drittländern insgesamt oder aus einzelnen Drittländern 
werden daher bestätigt. 

7.2.4. Auswirkungen der Wirtschaftskrise 

(129) Die Parteien wiederholten ihre Argumente zu den Aus­
wirkungen der Finanzkrise. Auf diese Stellungnahmen, 
insbesondere den Rückgang in der Fahrzeugproduktion, 
wurde in der vorläufigen Verordnung bereits eingegan­
gen. 

(130) Wie unter Randnummer 142 der vorläufigen Verordnung 
ausgeführt, begann die Abwärtstendenz lange vor der 
Wirtschaftskrise und fiel zeitlich mit der Marktdurchdrin­
gung durch die Einfuhren aus der VR China zusammen. 

(131) Die Schlussfolgerungen unter den Randnummern 139 bis 
144 der vorläufigen Verordnung werden bestätigt. 

7.2.5. Wettbewerb zwischen Unionsherstellern und Konzentra­
tion auf dem EU-Markt 

(132) Einige Parteien machten geltend, die Struktur des Wirt­
schaftszweigs der Union trage zu seiner Schädigung bei. 
Wie unter den Randnummern 146 und 147 der vorläu­
figen Verordnung ausgeführt, zeigen die im Zuge der 
Untersuchung eingeholten Daten jedoch, dass größere 
und kleinere Firmen in ähnlicher Weise beeinträchtigt 
waren. 

7.2.6. Managemententscheidungen der Unionshersteller 

(133) Einige Parteien behaupteten, die Ursachen der Schädigung 
lägen in falschen Managemententscheidungen der Uni­
onshersteller. Diese Stellungnahmen bezogen sich auf 
die unter Randnummer 124 der vorläufigen Verordnung 
erwähnten Hersteller, deren Unternehmen entweder 
schließen mussten oder sich in Insolvenzverfahren befin­
den. Es wird daran erinnert, dass in der vorläufigen Ver­
ordnung 30 Unternehmen aufgeführt werden, die Stel­
lungnahmen der Parteien sich jedoch auf nur 4 beziehen. 
Die Stellungnahmen waren im Allgemeinen nicht be­
gründet. In jedem Fall belegen die vorliegenden Daten 
klar den ursächlichen Zusammenhang zwischen der 
Schädigung des Wirtschaftszweigs der Union und den 
Einfuhren aus der VR China. Diese Schlussfolgerung 
wird durch die Tatsache bestätigt, dass trotz der Schlie­
ßungen der Marktanteil der übrigen Firmen nicht stieg.
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7.2.7. Einfuhren aus Drittländern durch den Wirtschaftszweig 
der Union 

(134) Einige Parteien machten geltend, ein EU-Hersteller biete 
günstigere Räder aus Drittländern an und trage somit zur 
Schädigung des Wirtschaftszweigs der Union bei. Diese 
Behauptungen wurden jedoch nicht durch Belege bestä­
tigt. Vor allem war nicht klar, ob solche Einfuhren men­
genmäßig einen nennenswerten Einfluss gehabt hätten. 
Der Einwand war daher zurückzuweisen. 

7.2.8. Aluminiumpreise und Lieferverträge des Wirtschafts­
zweigs der Union 

(135) Es wurde vorgebracht, dass die durchschnittlichen Pro­
duktionskosten trotz der geänderten Aluminiumpreise 
stabil geblieben seien. Einige Parteien machten geltend, 
die Verluste der Unionshersteller gingen darauf zurück, 
dass sie langfristige Verträge über die Lieferung von Alu­
minium eingegangen seien, die es ihnen nicht möglich 
machten, ihre Preise entsprechend den fallenden Preisen 
der Londoner Metallbörse anzupassen. Dem widerspra­
chen die vorliegenden, von mitarbeitenden Unionsherstel­
lern übermittelten Informationen. Die Vorbringen waren 
daher zurückzuweisen. 

7.2.9. Schwankungen des Wechselkurses 

(136) Es wurde ebenfalls argumentiert, dass die Schädigung der 
Unionshersteller infolge der Aufwertung des RMB gegen­
über dem EUR wahrscheinlich zurückgehen werde. Die 
Währungsschwankung werde die Preise der in Euro ge­
handelten gedumpten Einfuhren hochtreiben und damit 
die Preislücke zwischen den gedumpten Einfuhren und 
den Preisen der Unionshersteller schließen. 

(137) In diesem Zusammenhang ist zu beachten, dass in der 
Untersuchung festgestellt werden muss, ob die gedump­
ten Einfuhren (im Hinblick auf Preise und Menge) eine 
bedeutende Schädigung des Wirtschaftszweigs der Union 
verursacht haben (oder wahrscheinlich verursachen wer­
den) oder ob diese bedeutende Schädigung auf andere 
Faktoren zurückging. Hierzu ist nach Artikel 3 Absatz 
6 der Grundverordnung der Nachweis erforderlich, dass 
das Preisniveau der gedumpten Einfuhren zu einer Schä­
digung geführt hat. Es geht somit lediglich um Unter­
schiede im Preisniveau, sodass keine Notwendigkeit be­
steht, die Faktoren, die die entsprechenden Preise beein­
flussen, zu analysieren. 

(138) Die zu erwartenden Auswirkungen der gedumpten Ein­
fuhren auf die Preise des Wirtschaftszweigs der Union 
wird hauptsächlich durch Ermittlung der Preisunterbie­
tung, des Preisdrucks und des Preisverfalls untersucht. 
Zu diesem Zweck werden die gedumpten Ausfuhrpreise 
und die Verkaufspreise des Wirtschaftszweigs der Union 
verglichen; die für die Schadensberechnung herangezoge­
nen Ausfuhrpreise müssen dabei möglicherweise in eine 

andere Währung umgerechnet werden, um eine ver­
gleichbare Basis zu schaffen. Durch die Verwendung 
von Wechselkursen in diesem Kontext wird folglich nur 
sichergestellt, dass die Bestimmung der Preisdifferenz auf 
einer vergleichbaren Grundlage erfolgt. Es ist damit klar, 
dass der Wechselkurs grundsätzlich kein weiterer Scha­
densfaktor sein kann. 

(139) Dies bestätigt auch der Wortlaut von Artikel 3 Absatz 7 
der Grundverordnung, der auf bekannte Faktoren außer 
den gedumpten Einfuhren verweist. Die Liste der anderen 
bekannten Faktoren in diesem Artikel enthält keinen Fak­
tor, der das Preisniveau der gedumpten Einfuhren beein­
flusst. 

(140) Auch wenn dieser Faktor berücksichtigt würde, dürften 
jedoch Einführer, die Ware aus dem betroffenen Land 
beziehen, angesichts des unter den Bedingungen eines 
Markteinbruchs wahrscheinlichen Drucks auf die Ver­
braucherpreise kaum in der Lage sein, die Preise für 
den Einzelhandel entsprechend der Aufwertung des 
RMB zu erhöhen. Überdies sind Wechselkurse an sich 
sehr schwer vorherzusehen. Schließlich sei darauf hinge­
wiesen, dass es nach dem UZ zu einer Aufwertung des 
RMB gegenüber dem EUR kam. Aufgrund all dessen ist 
die Schlussfolgerung, dass die Preise der gedumpten Ein­
fuhren aus dem betroffenen Land infolge der Währungs­
schwankungen steigen werden, nicht möglich. 

(141) Angesichts dessen kann nicht gefolgert werden, dass die 
Entwicklung des Wechselkurses ein weiterer Schadensfak­
tor sein könnte. 

7.2.10. Steigende Nachfrage nach Stahlrädern 

(142) Einige Parteien machten geltend, die Schädigung des 
Wirtschaftszweigs der Union gehe darauf zurück, dass 
die Verbraucher sich in der Wirtschaftskrise preisgüns­
tigeren Stahlrädern oder kleineren Fahrzeugen, die häufi­
ger mit Stahlrädern ausgestattet würden, zuwandten. Die­
ses Argument wurde angeblich dadurch bestätigt, dass 
durch die von mehreren europäischen Ländern eingeführ­
ten Beihilferegelungen Anreize für den Kauf kleinerer 
Autos geschaffen wurden. Dagegen machten andere Par­
teien geltend, die Beihilferegelungen hätten zwar Anreize 
für den Kauf kleinerer Fahrzeuge geschaffen, doch seien 
diese Fahrzeuge besser ausgestattet und mit Aluminium­
rädern ausgerüstet. 

(143) Da keine allgemeine Statistik zu Stahlrädern existiert, 
wurden auf der Grundlage der verfügbaren Daten weitere 
Untersuchungen durchgeführt. Daten zum Verbrauch an 
Stahlrädern konnten durch Vergleich der Daten zur Fahr­
zeugproduktion in der EU (Randnummer 141 der vor­
läufigen Verordnung) und zum Verbrauch an OEM-Rä­
dern (siehe Randnummer 85) gewonnen werden.
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2006 2007 2008 IP 

Fahrzeugproduktion in 
der EU (in 1 000 Stück) 

16 198 17 103 15 947 13 443 

Zahl der in der Fahr­
zeugproduktion ver­
wendeten Räder (Pro­
duktion X 4,5 Räder) 

72 891 76 963 71 761 60 493 

Verbrauch an OEM- 
Aluminiumrädern in 
der EU (in 1 000 Stück) 

43 573 44 009 42 076 34 915 

Verbrauch an Stahlrä­
dern in der EU (in 
1 000 Stück) 

29 318 32 954 29 685 25 578 

Anteil der OEM-Alumi­
niumräder 

59 % 57 % 58 % 57 % 

Anteil der Stahlräder 40 % 42 % 41 % 42 % 

(144) Die Tabelle zeigt, dass der Verbrauch an Stahlrädern zwi­
schen 2008 und dem UZ um 12 % zurückging. Der 
Anteil der Aluminiumräder bei der Herstellung von Neu­
fahrzeugen sank zwischen 2008 und dem UZ (von der 
Wirtschaftskrise betroffener Zeitraum) um 1 Prozent­
punkt. Der Anteil der Stahlräder bei der Herstellung 
von Neufahrzeugen in der EU stieg im selben Zeitraum 
um 1 Prozentpunkt. 

(145) Es kann der Schluss gezogen werden, dass der Anteil der 
Aluminium- und Stahlräder bei der Herstellung von Neu­
fahrzeugen stabil blieb. Im Übrigen wird das genannte 
Argument auch durch die Tendenzen beim Verbrauch 
und bei der Produktion von Aluminiumrädern nicht ge­
stützt. Es war daher zurückzuweisen. 

7.3. Schlussfolgerung zur Schadensursache 

(146) Keines der von den interessierten Parteien vorgelegten 
Argumente beweist, dass die Auswirkungen anderer Fak­
toren als der gedumpten Einfuhren aus der VR China 
geeignet wäre, den ursächlichen Zusammenhang zwi­
schen den gedumpten Einfuhren und der festgestellten 
Schädigung aufzuheben. Die Schlussfolgerungen der vor­
läufigen Verordnung zur Schadensursache werden mithin 
bestätigt. 

8. UNIONSINTERESSE 

(147) Nach der Stellungnahme der Parteien führte die Kommis­
sion weitere Untersuchungen aller Argumente zum Uni­
onsinteresse durch. Es wurde alle Aspekte geprüft; die 
Schlussfolgerungen der vorläufigen Verordnung wurden 
bestätigt. 

8.1. Interesse der Einführer 

(148) Wie unter Randnummer 160 der vorläufigen Verordnung 
angekündigt, stellte die Kommission weitere Unter­
suchungen zu den Auswirkungen der Zölle auf Unterneh­
men an, die Aluräder ihrer eigenen Handelsmarke einfüh­
ren und verkaufen, deren Herstellung sie in die VR China 
ausgelagert haben. Es wurde festgestellt, dass aller Wahr­
scheinlichkeit nach ein solches Unternehmen von den 
Zöllen zwar stärker in Mitleidenschaft gezogen würde 
als andere Arten von Einführern nach der Definition un­
ter den Randnummern 159 und 160 der vorläufigen 
Verordnung, dass die Beeinträchtigung aber angesichts 
der globalen Wirkung auf den gesamten Wirtschaftszweig 
der Union immer noch nicht unverhältnismäßig wäre. 

(149) Auf der Grundlage von Preisdaten eines der mitarbeiten­
den Einführer (auslagerndes Unternehmen) für den UZ 
wurde ermittelt, dass die Gewinnspannen eines solchen 
Unternehmens ausreichend wären, um die Auswirkungen 
der Zölle zu verkraften. Die Gewinnspannen dieses Un­
ternehmens waren höher als die vorgeschlagenen Zölle. 

8.2. Interesse der Verwender 

(150) Nach Einführung der vorläufigen Maßnahmen brachten 
einige Parteien erneut allgemeine Stellungnahmen zu den 
hohen Kostenauswirkungen von Maßnahmen vor, ohne 
diese Vorbringungen durch Beweise zu untermauern. Es 
wird daran erinnert, dass die Analyse der Kostenauswir­
kungen auf Daten beruhte, die von den mitarbeitenden 
Fahrzeugherstellern zur Verfügung gestellt wurden. Nur 
drei Unternehmen legten vor der Einführung der vorläu­
figen Maßnahmen solche Daten vor, und nur diese Daten 
konnten der Kommission als Grundlage für ihre Schluss­
folgerungen dienen.
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(151) Wie unter Randnummer 165 der vorläufigen Verordnung 
ausgeführt, sind die Kostenauswirkungen der Maßnahmen 
begrenzt und liegen bei höchstens 0,223 % (unter der 
Annahme, dass alle Preisniveaus um 22,3 % steigen wür­
den). Selbst diese maximale Kostenerhöhung scheint je­
doch begrenzt angesichts des Umsatzes der Fahrzeugher­
steller. 

(152) Einige Parteien machten geltend, dass der Kostenanstieg 
aufgrund von Maßnahmen sie zur Auslagerung ihrer Her­
stellung zwingen würde. Angesichts der Begrenztheit der 
festgestellten Kostenauswirkungen wirkt die von einigen 
Fahrzeugherstellern erwähnte Entscheidung zur Auslage­
rung der Fahrzeugherstellung jedoch unverhältnismäßig. 
Die Vorbringen waren daher zurückzuweisen. 

(153) Zu beachten ist auch, dass die Argumente zu hohen 
Kostenauswirkungen im Widerspruch zu den Stellung­
nahmen einiger Fahrzeughersteller stehen, dass sie sich 
nur in sehr begrenztem Maße auf chinesische Lieferungen 
verließen. 

(154) Die Schlussfolgerungen der vorläufigen Verordnung zu 
den Kostenauswirkungen von Maßnahmen werden mit­
hin bestätigt. 

8.3. Vielfalt der Bezugsquellen 

(155) Der Antragsteller brachte vor, dass die Einführung von 
Maßnahmen im Interesse der Automobilindustrie läge. 
Dadurch würde sichergestellt, dass der Wirtschaftszweig 
der Union handlungsfähig bleibe und vielfältige Bezugs­
quellen bestünden. 

(156) Andere Parteien, insbesondere Verwender, wiederholten 
ihre Argumente im Hinblick auf den Wettbewerb auf 
dem EU-Markt. Sie machten außerdem geltend, Einfuhren 
aus der VR China seien unverzichtbar, um die Nachfrage 
auf dem EU-Markt zu befriedigen, da die EU-Hersteller 
nicht in der Lage seien, ausreichende Kapazitäten bereit­
zustellen. Während die Kapazitätsauslastung in den Jah­
ren 2006 und 2007 bei 92 % verharrte, verringerte sie 
sich anschließend drastisch auf 84 % im Jahr 2008 und 
73 % im UZ. Diese Daten belegen klar, dass insbesondere 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt ausreichend freie Kapazi­
täten bestehen, die zur Erhöhung der Produktion genutzt 
werden könnten. Außerdem widerspricht das Argument 
unzureichender Kapazitäten des Wirtschaftszweigs der 
Union anderen Vorbringen der Automobilindustrie, ins­
besondere den Behauptungen, dass die Nachfrage nach 
OEM-Rädern erheblich abgenommen habe. Die Vorbrin­
gen waren daher zurückzuweisen. 

(157) Eine Partei brachte ferner vor, die chinesischen Hersteller 
produzierten nicht dieselben Warentypen wie die euro­
päischen Hersteller von Fahrzeugrädern aus Aluminium. 
Diese Vorbringen waren angesichts des in diesem Fall 
festgestellten Grades an Übereinstimmung der Waren­

kennnummern zurückzuweisen (je nach Art der unter 
Randnummer 93 erläuterten Berechnung betrug die 
Übereinstimmung 92 % bei der Berechnung der Preis­
unterbietung für die betroffene Ware als Ganzes und 
77 % für das OEM- und das AM-Segment bei getrennter 
Betrachtung). 

(158) Die Schlussfolgerungen unter Randnummer 166 der vor­
läufigen Verordnung werden bestätigt. 

8.4. Südkorea 

(159) Einige Parteien wiederholten ihre Stellungnahmen zu den 
nachteiligen Auswirkungen der Zölle, wenn sie wie im 
vorliegenden Fall mit anderen Faktoren wie den Wett­
bewerbsvorteilen für südkoreanische Fahrzeughersteller 
aufgrund des Freihandelsabkommens kombiniert werden. 
Diese Stellungnahmen wurden durch keinerlei neue Be­
weise gestützt. Es sei darauf hingewiesen, dass nichts auf 
eine Schädigung der Automobilindustrie infolge des Frei­
handelsabkommens hinweist und dass einer solchen in 
jedem Fall durch ein im fraglichen Freihandelsabkommen 
vorgesehenes Schutzinstrument abgeholfen werden 
könnte. Die Schlussfolgerungen unter den Randnummern 
167 und 168 der vorläufigen Verordnung werden daher 
bestätigt. 

8.5. Schlussfolgerung zum Unionsinteresse 

(160) Die Feststellungen unter den Randnummern 153 bis 171 
der vorläufigen Verordnung werden bestätigt. 

9. VORLÄUFIGE MASSNAHMEN 

9.1. Schadensbeseitigungsschwelle 

(161) Die meisten eingegangenen Stellungnahmen betrafen die 
Berechnung der Schadensbeseitigungsschwelle. Die Par­
teien stellten die Berechnungsmethode an sich in Frage 
und beschwerten sich darüber, sie seien nur unzurei­
chend unterrichtet worden. 

9.1.1. Unterrichtung 

(162) Es wird daran erinnert, dass die Methode zur Berechnung 
der Schadensbeseitigungsschwelle in der Anmerkung, die 
der für interessierte Parteien einsehbaren Akte am Tag 
der Veröffentlichung der vorläufigen Maßnahmen bei­
gefügt wurde, ausführlich erläutert wurde. Diese Anmer­
kung ging außerdem allen interessierten Parteien zusam­
men mit dem am selben Tag versandten Unterrichtungs­
schreiben zu. 

(163) In die für interessierte Parteien einsehbare Akte wurde als 
Reaktion auf nach der Einführung der vorläufigen Maß­
nahmen eingegangene Stellungnahmen eine weitere An­
merkung eingefügt.
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(164) Es wird daran erinnert, dass die Warenkennnummern, die 
für die nach Fahrzeugherstellern getrennte Berechnung 
verwendet wurden, in der erwähnten Anmerkung eindeu­
tig zugeordnet wurden. Aus Gründen der Vertraulichkeit 
konnten jedoch keine genauen Daten zu Preisen und 
Mengen offengelegt werden. 

(165) Was die Einfuhren aus der VR China betrifft, so konnten 
die Daten zu den ausgeführten Mengen, zum cif-Preis frei 
Grenze der Union und zum gewogenen Durchschnitt der 
Verkaufsstückpreise nicht offengelegt werden, da sie auf 
Geschäftsvorgängen von nur zwei Ausführern beruhten. 
Eine Offenlegung würde damit gegen die Vertraulichkeits­
vorschriften der Grundverordnung verstoßen. 

(166) Was die Geschäfte der Unionshersteller auf dem EU- 
Markt betrifft, so wäre die Bereitstellung ausführlicherer 
Informationen nur dann sinnvoll, wenn sie individuell für 
jeden Hersteller erfolgen würde. Dies ist indessen nicht 
möglich, da es gegen die erwähnten Vertraulichkeitsvor­
schriften verstoßen würde. 

(167) Aus diesen Gründen wird die Auffassung vertreten, dass 
die ausführlichen Informationen über die angewandte 
Zollberechnungsmethode (welche unter anderem die ver­
wendeten Warenkennnummern für die einzelnen Fahr­
zeughersteller enthielten), den Parteien unter Beachtung 
der Vertraulichkeitsvorschriften der Grundverordnung 
ausreichende Angaben geliefert haben, damit sie ihre Ver­
teidigungsrechte voll wahrnehmen konnten. 

9.1.2. Methodik 

(168) Es wird daran erinnert, dass die Zielpreisunterbietungs­
spanne auf der Grundlage von Daten zu Aluminiumrad­
verkäufen der Fahrzeughersteller berechnet wurde. Aus 
den insbesondere unter den Randnummern 174 bis 
177 der vorläufigen Verordnung erläuterten Gründen 
umfasst dieser Ansatz nur Fahrzeugräder aus Aluminium, 
die für das OEM-Segment bestimmt sind. An der Unter­
suchung mitarbeitende Fahrzeughersteller bestätigten, 
dass sie Aluminiumräder nach Ausschreibungsverfahren 
einkaufen. Aufgrund des Charakters von Ausschreibungs­
verfahren müssen Modelle, die aus zwei Bezugsquellen 
beschafft werden, in jeder Hinsicht gleich sein, gleichgül­
tig ob sie aus der VR China oder der EU bezogen werden. 
Um eine größtmögliche Vergleichbarkeit zwischen den 
eingeführten chinesischen und den aus der EU stammen­
den Waren zu gewährleisten, erfolgte der Vergleich nach 
Warenkennnummern getrennt für die großen Fahrzeug­
hersteller, wie sie in den Daten, die sowohl die in die 
Stichprobe aufgenommenen EU-Hersteller als auch die 
mitarbeitenden chinesischen Ausführer vorgelegt hatten, 
angegeben worden waren. Entgegen den Vorbringen ei­
niger Parteien ist diese Zollhöhe nicht Ergebnis irgend­
einer Berichtigung, sondern es wird damit anerkannt, 
dass der Zoll in einer Höhe festgelegt werden muss, die 
zur Beseitigung der Schädigung des Wirtschaftszweigs der 
Union geeignet ist. 

9.1.2.1. I n f o r m a t i o n e n , d i e a l s G r u n d l a g e 
f ü r d i e B e r e c h n u n g d i e n t e n 

(169) Einige Parteien machten geltend, die Berechnung der 
Schadensbeseitigungsschwelle sei auf der Grundlage von 
Ausschreibungen durchgeführt worden, obwohl Informa­
tionen über Ausschreibungen weder in der Untersuchung 
angefordert noch in der für interessierte Parteien einseh­
baren Akte zugänglich gemacht wurden. 

(170) Ausschreibungen wurden zwar in der Beschreibung der 
Methode zur Berechnung der Zollhöhe erwähnt, dies be­
zog sich jedoch nur auf die Art des von den Fahrzeug­
herstellern angewandten Beschaffungsverfahrens, durch 
das gewährleistet wurde, dass Räder, die aus zwei Bezugs­
quellen stammten, identisch waren, und ein höherer Grad 
an Vergleichbarkeit erreicht wurde. Der Hinweis bezog 
sich nicht auf Unterlagen oder Informationsquellen, auf 
deren Grundlage Berechnungen durchgeführt wurden. 

(171) Die Berechnungen wurden vielmehr nach der üblichen 
Praxis auf der Grundlage von Listen durchgeführt, die 
von den in die Stichprobe aufgenommenen ausführenden 
Herstellern und EU-Herstellern vorgelegt worden waren 
und in denen alle Geschäftsvorgänge einzeln aufgeführt 
waren. Die Abgleichung der Warenkennnummern er­
folgte auf der Ebene der Fahrzeughersteller d. h. inner­
halb einer Gruppe von Geschäftsvorgängen, die als Ver­
käufe von Ausführern und EU-Herstellern an genau die­
sen oder jenen Fahrzeughersteller identifiziert worden 
waren. Diese Daten wurden vollständig geprüft. 

9.1.2.2. B e r i c h t i g u n g e n 

(172) Weitere Stellungnahmen der Parteien bezogen sich auf 
die in der Berechnung vorgenommenen Berichtigungen. 
Die Kommission akzeptierte einige dieser Stellungnah­
men. 

(173) Es wird daran erinnert, dass die cif-Preise der chinesi­
schen Ausführer um 7,6 % nach oben korrigiert wurden: 
4,5 % Zoll zuzüglich 3,1 % anderer Einfuhrkosten. Zur 
Ermittlung eines Zielpreises auf Grundlage der tatsäch­
lichen Verkaufspreise der EU-Hersteller, mussten zwei Be­
träge hinzugezählt werden, und zwar 

1. 5,4 % auf Umsatzbasis, um das Niveau der Produkti­
onskosten zu erreichen (zu beachten ist, dass es sich 
dabei um den im UZ festgestellten gewogenen durch­
schnittlichen Verlust für EU-Radhersteller handelt), 
und 

2. 3,2 % auf Umsatzbasis, die zu den Produktionskosten 
(berechnet unter Ziffer 1) hinzuzufügen waren, um 
für einen angemessenen Gewinn zu sorgen und den 
Zielpreis zu erhalten. Die 3,2 % entsprechen dem Ge­
winn, den der Wirtschaftszweig der Union im Jahr 
2006, dem ersten Jahr des Bezugszeitraums erzielte, 
als die finanziellen Ergebnisse der Unionshersteller 
durch das schädigende Dumping noch nicht beein­
trächtigt wurden, erzielte.
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(174) Was die Zölle anbelangt, so wurden in der vorläufigen 
Untersuchung die Einfuhrpreise um 4,5 % nach oben 
korrigiert. Dieser Zoll entspricht dem auf den KN-Code 
8708 70 50 angewandten Satz. Allerdings fallen Fahr­
zeugräder aus Aluminium zur industriellen Montage (d. 
h. OEM-Räder) im Prinzip unter den KN-Code 
8708 70 10 und nicht unter den KN-Code 8708 70 50. 
Für Einfuhren unter diesem Code gilt ein Zollsatz von 
3 %. Angesichts der auf dem OEM-Segment basierenden 
Methode zur Bestimmung der Schadensbeseitigungs­
schwelle und der Stellungnahmen einiger Parteien nach 
Einführung der vorläufigen Maßnahmen ist im Interesse 
eines kohärenten Ansatzes ein Zollsatz von 3 % ange­
messen. 

(175) Hinsichtlich der Zielgewinnspanne wurde von einigen 
Parteien geltend gemacht, dass diese sowohl für OEM- 
als auch für AM-Hersteller berechnet worden sei und 
damit zu einer Inflationierung gegenüber der lediglich 
auf OEM-Geschäften beruhenden Berechnung führen 
könnte. Angesichts der Stellungnahmen der Parteien be­
richtigte die Kommission diese Berechnungen durch An­
wendung der nur für OEM-Räder ermittelten Gewinn- 
und Verlustspannen (-5,7 % bzw. 3,1 %, siehe Randnum­
mer 106 ff.). 

(176) Von einigen Parteien wiederum wurde argumentiert, die 
Höhe des Gewinns sollte nach unten korrigiert werden, 
um die Auswirkungen der Krise widerzuspiegeln. Es ist 
jedoch übliche Praxis, die Gewinnspanne zugrunde zu 
legen, die der Wirtschaftszweig ohne Dumping erzielt 
hätte. Andere Schadensursachen werden, auch wenn sie 
zur Schädigung beitrugen, bei der Berechnung der Ziel­
gewinnspanne nicht gesondert beachtet. 

(177) Einige Parteien machten geltend, die Methode zur Berech­
nung der Schadensbeseitigungsschwelle verstoße gegen 
die in der Grundverordnung vorgeschriebene Methodik. 
Die Grundverordnung schreibt jedoch keine besondere 
Methode zur Ermittlung der Schadensbeseitigungs­
schwelle vor. Welche Methode hierfür anzuwenden ist, 
ist nach den besonderen Gegebenheiten des Falles zu 
prüfen. Wie in der vorläufigen Verordnung und an an­
derer Stelle in dieser Verordnung erläutert, sprechen die 
Gegebenheiten des vorliegenden Falles für die Anwen­
dung der von den Institutionen verwendeten Methode. 
Zudem ist zu beachten, dass die in der vorläufigen Ver­
ordnung und vorstehend unter der Randnummer 93 an­
gegebene Preisunterbietung darauf hindeutet, dass die 
Zielpreisunterbietung bei Anwendung des von einigen 
Parteien vorgeschlagenen Ansatzes bedeutend höher aus­
fallen würde. 

(178) Unter Berücksichtigung dieser Veränderungen beträgt der 
Zollsatz 22,3 %. 

9.1.2.3. A n w e n d b a r k e i t d e s „ O E M - Z o l l s “ 
a u f A M - V e r k ä u f e 

(179) Eine Partei machte geltend, es sei unangemessen, dass 
sich die Berechnung der Schadensbeseitigungsschwelle 
nur auf die OEM-Verkäufe stütze, da der Zoll auch für 

AM-Räder gelte. Wie vorstehend (sowie unter den Rand­
nummern 174 bis 177 der vorläufigen Verordnung) er­
läutert, ist dieser Ansatz im vorliegenden Fall jedoch an­
gemessen, insbesondere da 85 % der Verkäufe der Uni­
onshersteller auf das OEM-Segment entfallen. 

(180) Der von der Kommission verfolgte Ansatz, bei der die 
Berechnung der Schadensbeseitigungsschwelle auf das 
OEM-Segment beschränkt war, war der geeignetste. Ein 
anderer Ansatz erschien nicht angemessen, da er eine 
Situation zur Folge hätte, in der ein Satz von Ausfuhr­
daten, die sich mehr auf das AM-Segment beziehen, mit 
den Daten des Wirtschaftszweigs der Union verglichen 
würde, der vorwiegend an das OEM-Segment verkauft. 

(181) Der verwendete Ansatz ist begründet und angemessen im 
Hinblick auf das Ziel der Maßnahme, nämlich die Besei­
tigung der Schädigung des Wirtschaftszweigs der Union. 
Er gewährleistet, dass kein höherer Zoll festgesetzt wird 
als zur Schadensbeseitigung erforderlich ist. 

9.1.2.4. U n d u r c h f ü h r b a r k e i t u n d V e r ­
p f l i c h t u n g z u r F e s t l e g u n g e i n e s 
i n d i v i d u e l l e n Z o l l s a t z e s f ü r d i e 
W i r t s c h a f t s t e i l n e h m e r , d e n e n I B 
g e w ä h r t w u r d e 

(182) Eine Partei machte geltend, dass in Artikel 9 Absatz 5 
Unterabsatz 2 der Grundverordnung im Gegensatz zu 
Unterabsatz 1 die Möglichkeit, keinen individuellen Zoll­
satz anzugeben, nicht vorgesehen sei. Der Argumentation 
der Partei zufolge kann daher die Ausnahmeregelung im 
Zusammenhang mit der Undurchführbarkeit im vorlie­
genden Fall keine Anwendung finden und die Verpflich­
tung, für die Ausführer, denen IB gewährt wurde, einen 
individuelle Zollsatz festzulegen, bleibt bestehen. 

(183) Einige Parteien machten außerdem geltend, die Undurch­
führbarkeit sei lediglich der angewandten Methode ge­
schuldet; sie sei damit von der Kommission „selbst her­
beigeführt“. Den Parteien zufolge standen der Kommis­
sion alle von den ausführenden Herstellern im AM-Seg­
ment vorgelegten Daten zur Verfügung, so dass sie in der 
Lage gewesen wäre, die AM-Verkäufe in die Berechnung 
der Schadensbeseitigungsschwelle einzubeziehen. 

(184) Schließlich machten einige Parteien geltend, die Kommis­
sion hätte, da sie in der Lage gewesen sei, die Preisunter­
bietung getrennt für das OEM- und das AM-Segment zu 
berechnen, auch die Zielpreisunterbietung berechnen 
können. Ein letztes Argument besagte, dass die AM-Preise 
mit den OEM-Preisen vergleichbar seien, da bei der Er­
stellung der Warenkennnummer keine Unterscheidung 
zwischen den beiden Segmenten vorgenommen worden 
sei.

DE L 282/20 Amtsblatt der Europäischen Union 28.10.2010



(185) Was das erste Argument betrifft, so beruht Artikel 9 
Absatz 5 der Grundverordnung in der Tat auf der An­
nahme, dass es, wenn einem Wirtschaftsteilnehmer IB 
zugebilligt wird, möglich ist, für ihn einen individuellen 
Zollsatz anzugeben. In diesem Fall wäre dies jedoch un­
durchführbar und/oder unangemessen. Dies liegt daran, 
dass es, wie vorstehend erläutert, zur Bestimmung der 
Schadensbeseitigungsschwelle notwendig ist, sich auf 
OEM-Verkäufe zu konzentrieren. Überdies wäre im Hin­
blick auf alle Hersteller, denen IB gewährt wurde, ein 
Zoll, der sich auch auf ihre AM-Verkäufe stützt, unange­
messen hoch, d. h. er würde über das hinausgehen, was 
unter den Umständen dieses besonderen Falles zur Scha­
densbeseitigung gerechtfertigt wäre. Aus diesem Grund 
ist, wie vorstehend erläutert, eine Schadensbeseitigungs­
schwelle von 22,3 % zum Schutz der Unionshersteller auf 
ihrem Hauptmarkt (OEM) ausreichend. Ein Zoll, der auch 
auf den AM-Verkäufen dieser Hersteller beruht — und 
der bei allen drei Herstellern, denen IB gewährt wurde, 
höher läge — wäre damit unangemessen hoch. 

(186) Es ist auch anzumerken, dass der Hinweis auf das Fehlen 
verlässlicher Daten unter Randnummer 182 der vorläu­
figen Verordnung sich nicht auf die Qualität der geliefer­
ten Daten, sondern auf die Art der Daten bezieht, die für 
die Berechung (Warenkennnummer-Übereinstimmung 
nach Fahrzeugherstellern, d. h. Vergleich der aus der 
VR China und der EU vom jeweiligen Fahrzeughersteller 
beschafften Modelle) verwendet wurden. Die Art des zur 
Beschaffung von Rädern im OEM-Segment angewandten 
Verfahrens ermöglichte eine bessere Vergleichbarkeit. Für 
die AM-Verkäufe konnte dieselbe Art Daten nicht gelie­
fert werden, weil dort andere Verfahren angewandt wer­
den. 

(187) Die Schadensermittlung auf der Grundlage von Artikel 3 
der Grundverordnung ist rechtlich verschieden von der 
Festlegung der Zollhöhe. Letztere wird nach der Scha­
densermittlung durchgeführt, um einen zur Beseitigung 
der Schädigung ausreichenden Zollsatz festzulegen. Die 
Kommission führte daher die Berechnung entsprechend 
der gewählten Methode durch. Auch hängt die Tatsache, 
dass die Warenkennnummernstruktur das Kriterium der 
Absatzkanäle nicht enthielt, nicht mit der bei der Ermitt­
lung der Schadensbeseitigungsschwelle angewandten Me­
thode zusammen. 

(188) Die Argumente der Parteien im Zusammenhang mit der 
Ausnahmeregelung bei Undurchführbarkeit sowie im Zu­
sammenhang mit der zwangsläufigen Verpflichtung zur 
Festlegung eines individuellen Zollsatzes sind zurück­
zuweisen. 

9.1.2.5. R e p r ä s e n t a t i v i t ä t d e r h e r a n g e z o ­
g e n e n G e s c h ä f t s v o r g ä n g e 

(189) Von Seiten der Parteien wurde auch kritisiert, dass die 
Berechnung der Schadensbeseitigungsschwelle willkürlich 
sei, da sie nur einige ausgewählte, nicht repräsentative 
Geschäftsvorgänge berücksichtige. 

(190) Zunächst und insbesondere wurde von einigen Parteien 
geltend gemacht, die Berechnung stütze sich auf eine 
nicht repräsentative Menge von Einfuhrgeschäften aus 
der VR China. Ein solcher Ansatz widerspricht angeblich 
dem WTO-Antidumpingübereinkommen ( 1 ), da nicht da­
von ausgegangen werden könne, dass er auf positiven 
Beweisen beruht. Der Antragsteller argumentierte, die 
Tatsache, dass die meisten Verkäufe des Wirtschafts­
zweigs der Union auf das OEM-Segment entfielen, sei 
bedeutungslos, da die Berechnung der Zielpreisunterbie­
tung der Ermittlung des Durchschnittsbetrags diene, um 
den der Preis der gedumpten Einfuhren erhöht werden 
müsste, damit er keine Schädigung verursacht. Die Ziel­
preisunterbietung müsse für die gedumpten Einfuhren 
und nicht für die Verkäufe des Wirtschaftszweigs der 
Union repräsentativ sein. Eine weitere Partei machte gel­
tend, ein solcher Ansatz widerspreche der eigenen Praxis 
der Institutionen, da normalerweise die individuelle Preis­
unterbietung und Zielpreisunterbietung für die jeweilige 
Warenkennnummer eher auf Grundlage der preisunter­
bietenden und zielpreisunterbietenden Ausfuhrmengen 
als auf Grundlage der Verkaufsmengen des Wirtschafts­
zweigs der Union gewichtet werde. 

(191) Es wird daran erinnert, dass die Schadensbeseitigungs­
spanne (auf der Grundlage der Stichprobe) die Lage von 
etwa 85 % der Verkäufe des Wirtschaftszweigs der Union 
widerspiegelt, welche für das OEM-Segment bestimmt 
sind. Die besondere Situation auf dem EU-Markt, auf 
dem die meisten Verkäufe im OEM-Segment erfolgen, 
war ausschlaggebend für die Wahl der Methode und 
nicht für die Details der Berechnung als solcher. Auf­
grund dieser Methodenwahl verglich die Kommission 
Preise auf der Ebene der Fahrzeughersteller, womit sie 
eine größere Vergleichbarkeit erreichte und gleichzeitig 
sicherstellte, dass die Schadensbeseitigungsschwelle nicht 
zu hoch angesetzt wurde. 

(192) Im Hinblick auf die Repräsentativität wird weiterhin da­
ran erinnert, dass zwischen den herangezogenen Aus­
fuhrgeschäften und sämtlichen Ausfuhren der in die 
Stichprobe aufgenommenen chinesischen Ausführer in 
das OEM-Segment eine Übereinstimmung von mehr als 
55 % festgestellt wurde. Eine solche Übereinstimmungs­
rate wurde angesichts der Methode zur Berechnung der 
Schadensbeseitigungsschwelle als repräsentativ angesehen. 

9.1.2.6. Z o l l a u f G r u n d l a g e d e r P r e i s ­
u n t e r b i e t u n g 

(193) Eine Partei machte geltend, die Schadensspanne hätte sich 
nach der in der Verordnung (EG) Nr. 1531/2002 des 
Rates ( 2 ) zur Einführung eines endgültigen Antidumping­
zolls auf die Einfuhren von Farbfernsehempfangsgeräten
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mit Ursprung in der Volksrepublik China, der Republik 
Korea, Malaysia und Thailand festgelegten Praxis auf die 
Preisunterbietung stützen müssen. In diesem Fall beruhte 
der Zoll tatsächlich auf der Preisunterbietung, erstens weil 
anscheinend Faktoren außer den gedumpten Einfuhren 
zur Schädigung des Wirtschaftszweigs der Union bei­
getragen hatten, und zweitens weil dieser Wirtschafts­
zweig weltweit mehrere Jahre lang keine oder nur extrem 
geringe Gewinne erzielt hatte ( 1 ). 

(194) Zu beachten ist, dass die Faktoren, die zu der Entschei­
dung führten, die Zölle in Höhe der Preisunterbietung 
festzulegen, im vorliegenden Fall nicht gegeben sind. An­
ders als im Fall der Farbfernsehempfangsgeräte ( 2 ) zeich­
net sich die betroffene Ware nicht durch eine niedrige 
Rentabilität aus. Der beträchtliche Rückgang der Rentabi­
lität war eine Folge von Einfuhren zu niedrigen Preisen 
aus dem betroffenen Land. Auch blieben die Einfuhren 
aus anderen Drittländern im Bezugszeitraum stabil. 

9.2. Schlussfolgerungen zur Schadensbeseitigungs­
schwelle 

(195) Der Ansatz der vorläufigen Verordnung im Hinblick auf 
die verwendete Methode wird bestätigt. Unter Berücksich­
tigung der Stellungnahmen der Parteien zu den Berichti­
gungen beträgt der neu berechnete Zollsatz 22,3 %. 

10. BEHAUPTETE ZOLLUMGEHUNG 

(196) Einige Parteien behaupteten, die Maßnahmen könnten 
möglicherweise umgangen werden, und wiesen auf 
jüngste beträchtliche Zunahmen der Einfuhren von Fahr­
zeugrädern aus Aluminium aus Ländern ohne bekannte 
eigene Produktion hin. Die zuständigen Behörden wur­
den über diese Entwicklungen und Möglichkeiten infor­
miert, welche aufmerksam verfolgt werden. 

11. VERPFLICHTUNG 

(197) Ein unabhängiger Einführer bekundete sein Interesse an 
einer Preisverpflichtung. Obwohl keine formelle Preisver­
pflichtung angeboten wurde, wird darauf hingewiesen, 
dass die Möglichkeit, Preisverpflichtungen anzubieten, 
nach Artikel 8 der Grundverordnung ausschließlich auf 
Ausführer beschränkt ist. Die Praxis der Kommission, 
keine Preisverpflichtungen von Einführern anzunehmen, 
wurde auch vom Europäischen Gerichtshof ( 3 ) akzeptiert, 
welcher u. a. argumentierte, dass die Annahme einer 
Preisverpflichtung eines Einführers ihn dazu ermutigen 
würde, sich weiterhin zu Dumpingpreisen beliefern zu 
lassen. 

(198) Zwei mitarbeitende chinesische ausführende Hersteller 
boten eine Preisverpflichtung nach Artikel 8 Absatz 1 
der Grundverordnung an. Von der betroffenen Ware wer­
den jedoch eine Vielzahl von Warentypen hergestellt, 
deren Preise eine erhebliche Spanne aufweisen (in einem 
Unternehmen bis zu 300 %), wodurch das Risiko einer 
Umgehung durch Ausgleichsgeschäfte sehr hoch ist. De­
sign und Endbearbeitung der Warentypen werden sich 
zudem ändern. Daher wurde die Auffassung vertreten, 
dass die Ware sich nicht für eine Preisverpflichtung eig­
net. Im Übrigen wurde dem einen Unternehmen weder 
die Marktwirtschaftsbehandlung noch eine individuelle 
Behandlung gewährt; bei dem anderen Unternehmen 
wurden schwerwiegende Probleme bei der Buchführung 
aufgedeckt, außerdem wurde seine Struktur und Waren­
palette (Herstellung von OEM/AM) als zu komplex einge­
stuft. Die Preisangebote wurden daher abgelehnt. 

12. ZOLLERKLÄRUNG 

(199) Statistiken zu Aluminiumrädern werden häufig in Stück­
zahlen ausgedrückt. In der Kombinierten Nomenklatur in 
Anhang I der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates 
vom 23. Juli 1987 über die zolltarifliche und statistische 
Nomenklatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif ist jedoch 
keine solche zusätzliche Einheit vorgesehen ( 4 ). Es muss 
daher dafür gesorgt werden, dass bei Einfuhren nicht nur 
das Gewicht in kg oder Tonnen, sondern auch die Stück­
zahl der betroffenen Ware sowie von bestimmten Waren 
des KN-Codes ex 8716 90 90 in der Erklärung zur Über­
führung in den zollrechtlich freien Verkehr angegeben 
werden. 

13. ENDGÜLTIGE VEREINNAHMUNG DES VORLÄU­
FIGEN ZOLLS 

(200) Angesichts der Höhe der festgestellten Dumpingspannen 
und des Ausmaßes der Schädigung des Wirtschaftszweigs 
der Union wird es für notwendig erachtet, die Sicher­
heitsleistungen für den mit der vorläufigen Verordnung 
eingeführten vorläufigen Antidumpingzoll endgültig zu 
vereinnahmen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Es wird ein endgültiger Antidumpingzoll eingeführt auf 
die Einfuhren von Rädern aus Aluminium für Kraftfahrzeuge der 
KN-Positionen 8701 bis 8705, auch mit Zubehör, auch mit 
Reifen, mit Ursprung in der Volksrepublik China, die derzeit 
unter den KN-Codes ex 8708 70 10 und ex 8708 70 50 (TA­
RIC-Codes 8708 70 10 10 und 8708 70 50 10) eingereiht wer­
den.
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(2) Der endgültige Antidumpingzollsatz auf den Nettopreis 
frei Grenze der Europäischen Union, unverzollt, der in Absatz 
1 genannten Ware beträgt 22,3 %. 

(3) Sofern nichts anderes bestimmt ist, finden die geltenden 
Zollvorschriften Anwendung. 

Artikel 2 

Die Sicherheitsleistungen für die mit der Verordnung (EU) Nr. 
404/2010 eingeführten vorläufigen Antidumpingzölle auf die 
Einfuhren bestimmter Fahrzeugräder aus Aluminium mit Ur­
sprung in der Volksrepublik China, die derzeit unter den KN- 
Codes ex 8708 70 10 und ex 8708 70 50 (TARIC-Codes 
8708 70 10 10 und 8708 70 50 10) eingereiht werden, werden 
endgültig vereinnahmt. 

Artikel 3 

Bei Vorlage einer Anmeldung zur Überführung von Einfuhren 
von Rädern aus Aluminium für Fahrzeuge der KN-Position 

8716, auch mit Zubehör, auch mit Reifen, die derzeit unter 
dem KN Code ex 8716 90 90 eingereiht werden, in den zoll­
rechtlich freien Verkehr, ist in das entsprechende Feld der Er­
klärung der TARIC-Code 8716 90 90 10 einzutragen. 

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission monatlich 
über die unter diesem Code eingeführte Stückzahl und über 
den Ursprung der Ware. 

Artikel 4 

Bei Vorlage einer Anmeldung zur Überführung der in den Ar­
tikeln 1 und 3 genannten Waren in den zollrechtlich freien 
Verkehr, ist im entsprechenden Feld der Erklärung die Stückzahl 
der eingeführten Waren einzutragen. 

Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Geschehen zu Brüssel am 25. Oktober 2010. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

S. VANACKERE
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 965/2010 DES RATES 

vom 25. Oktober 2010 

zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls und zur endgültigen Vereinnahmung des 
vorläufigen Zolls auf die Einfuhren von Natriumgluconat mit Ursprung in der Volksrepublik China 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates vom 
30. November 2009 über den Schutz gegen gedumpte Einfuh­
ren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden Län­
dern ( 1 ) („Grundverordnung“), insbesondere auf Artikel 9, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission („Kommission“) 
nach Anhörung des Beratenden Ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

1. VERFAHREN 

1.1. Vorläufige Maßnahmen 

(1) Die Europäische Kommission führte mit der Verordnung 
(EU) Nr. 377/2010 ( 2 ) („vorläufige Verordnung“) einen 
vorläufigen Antidumpingzoll auf die Einfuhren von Na­
triumgluconat in trockener Form mit Ursprung in der 
Volksrepublik China („VR China“ oder „betroffenes Land“) 
ein. 

(2) Dieses Verfahren war auf Antrag des europäischen Dach­
verbands der chemischen Industrie (European Chemical 
Industry Council — CEFIC) („Antragsteller“) im Namen 
von Herstellern eingereicht worden, auf die 100 % der 
gesamten EU-Produktion entfiel. 

(3) Wie unter Randnummer 13 der vorläufigen Verordnung 
erläutert, betraf die Dumping- und die Schadensunter­
suchung den Zeitraum vom 1. Juli 2008 bis zum 
30. Juni 2009 („Untersuchungszeitraum“ oder „UZ“). 
Zur Prüfung der für die Schadensuntersuchung relevanten 
Entwicklungen analysierte die Kommission Daten für den 
Zeitraum vom 1. Januar 2005 bis zum Ende des UZ 
(„Bezugszeitraum“). 

1.2. Weiteres Verfahren 

(4) Nach der Unterrichtung über die wesentlichen Tatsachen 
und Erwägungen, auf deren Grundlage die Einführung 
vorläufiger Antidumpingmaßnahmen beschlossen wor­
den war („vorläufige Unterrichtung“), äußerten sich meh­
rere interessierte Parteien schriftlich zu den vorläufigen 
Feststellungen. Die Parteien, die einen entsprechenden 
Antrag stellten, wurden gehört. Die Kommission holte 
alle weiteren Informationen ein, die sie für ihre endgül­
tigen Feststellungen benötigte, und prüfte sie. Zu diesem 
Zweck wurden in den folgenden Unternehmen Kontroll­
besuche durchgeführt: 

Hersteller in der Union: 

— Roquette GmbH, Deutschland, 

— Roquette UK, Vereinigtes Königreich. 

(5) Alle Parteien wurden über die wesentlichen Tatsachen 
und Erwägungen unterrichtet, auf deren Grundlage die 
Einführung endgültiger Antidumpingmaßnahmen gegen­
über den Einfuhren von Natriumgluconat in trockener 
Form mit Ursprung in der VR China sowie die endgültige 
Vereinnahmung der Sicherheitsleistungen für den vorläu­
figen Zoll empfohlen werden sollte („Unterrichtung über 
die endgültige Feststellungen“). Gleichzeitig wurde ihnen 
eine Frist zur Stellungnahme eingeräumt. 

(6) Die mündlichen und schriftlichen Stellungnahmen der 
interessierten Parteien wurden geprüft und die vorläu­
figen Feststellungen — soweit angezeigt — entsprechend 
geändert. 

2. BETROFFENE WARE UND GLEICHARTIGE WARE 

(7) Da bezüglich der betroffenen Ware und der gleichartigen 
Ware keine Stellungnahmen eingingen, werden die Fest­
stellungen unter den Randnummern 14 bis 17 der vor­
läufigen Verordnung bestätigt. 

3. DUMPING 

3.1. Marktwirtschaftsbehandlung (MWB) 

(8) Der Wirtschaftszweig der Union („WZ“) wiederholte seine 
Vorbehalte dagegen, dass dem chinesischen ausführenden 
Hersteller Shandong Kaison Biochemical eine Marktwirt­
schaftsbehandlung zugestanden wurde, ohne dass jedoch 
neue Informationen zur deren Untermauerung vorgelegt 
wurden. 

(9) Der WZ brachte weiter vor, dass die Rohstoffe für die 
Herstellung von Natriumgluconat in trockener Form in 
der VR China von der Mehrwertsteuer befreit seien und 
dass dem Käufer eine „virtuelle Mehrwertsteuer“ von 
13 % bis 17 % auf seine Einkäufe erstattet werden könne; 
Belege für diese Vorbringen legte der WZ jedoch nicht 
vor. In diesem Zusammenhang ergab die Untersuchung, 
dass der Rohstoff (Maisstärke) zur Herstellung von Na­
triumgluconat in trockener Form von verschiedenen in­
dustriellen Zulieferern bezogen wurde, die den Mais 
(landwirtschaftliches Erzeugnis) zu Maisstärke verarbeiten. 
Des Weiteren wurden die Preise für Maisstärke in den 
wichtigsten Regionen der Welt untersucht; diese Unter­
suchung lieferte keine Anhaltspunkte dafür, dass die chi­
nesischen Verwender von Maisstärke den Rohstoff zu 
Vorzugspreisen erhielten. Zusätzlich wurden mehrere 
Kaufrechnungen für Maisstärke geprüft; sie alle enthielten 
die Mehrwertsteuer. Schließlich lies sich nicht nachwei­
sen, dass bei den Einkäufen eine „virtuelle Mehrwert­
steuer“ erstattet würde. Die Einwände wurden deshalb 
zurückgewiesen.
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(10) Da keine weiteren Stellungnahmen zur MWB eingingen, 
werden die Randnummern 18 bis 21 der vorläufigen 
Verordnung bestätigt. 

3.2. Individuelle Behandlung (IB) 

(11) Da keine Stellungnahmen zur IB eingingen, werden die 
Randnummern 22 bis 25 der vorläufigen Verordnung 
bestätigt. 

3.3. Normalwert 

3.3.1. Vergleichsland 

(12) Da zur Wahl des Vergleichslandes keine Stellungnahmen 
eingingen, werden die Feststellungen unter den 
Randnummern 26 bis 32 der vorläufigen Verordnung 
bestätigt. 

3.3.2. Methode zur Ermittlung des Normalwerts 

3.3.2.1. F ü r d a s U n t e r n e h m e n m i t M W B 

(13) Es sei darauf hingewiesen, dass die unter den 
Randnummern 33 bis 38 der vorläufigen Verordnung 
dargelegte Methodik dazu führte, dass dem Normalwert 
entgegen der Aussage unter Randnummer 39 der besag­
ten Verordnung nicht der tatsächliche Inlandspreis aller 
Verkäufe zugrunde gelegt wurde, sondern nur die ge­
winnbringenden Verkäufe, weil das Volumen dieser Ver­
käufe nicht mehr als 80 % der gesamten Verkaufsmenge 
ausmachte. 

(14) Da zur Bestimmung des Normalwerts für das Unterneh­
men mit MWB keine Stellungnahmen eingingen, werden 

die Feststellungen unter den Randnummern 33 bis 38 
der vorläufigen Verordnung bestätigt. 

3.3.2.2. F ü r d a s U n t e r n e h m e n m i t I B 

(15) Da keine Stellungnahmen zur Methode für die Berech­
nung des Normalwertes für das Unternehmen mit IB 
eingingen, werden die Feststellungen unter den 
Randnummern 40 und 41 der vorläufigen Verordnung 
bestätigt. 

3.4. Ausfuhrpreis 

(16) Da keine Stellungnahmen zur Bestimmung des Ausfuhr­
preises eingingen, wird Randnummer 42 der vorläufigen 
Verordnung bestätigt. 

3.5. Vergleich 

(17) Da keine Stellungnahmen zum Vergleich des Normalwer­
tes mit dem Ausfuhrpreis eingingen, werden die Feststel­
lungen unter den Randnummern 43 und 44 der vorläu­
figen Verordnung bestätigt. 

3.6. Dumpingspannen 

(18) Da zu den Dumpingspannen keine Stellungnahmen ein­
gingen, werden die Feststellungen unter den 
Randnummern 45 bis 50 der vorläufigen Verordnung 
bestätigt. 

(19) Die endgültigen gewogenen durchschnittlichen Dumping­
spannen, ausgedrückt als Prozentsatz des cif-Preises frei 
Grenze der Union, unverzollt, betragen: 

Tabelle 1 

Unternehmen Endgültige Dumpingspanne 

Shandong Kaison Biochemical Co., Ltd 5,6 % 

Qingdao Kehai Biochemistry Co. Ltd 51,1 % 

Alle übrigen Unternehmen 79,2 % 

4. SCHÄDIGUNG 

4.1. Definition des Wirtschaftszweigs der Union und 
der EU-Produktion 

(20) Da zur Definition des Wirtschaftszweigs der Union und 
zur EU-Produktion keine Stellungnahmen eingingen, wer­
den die Feststellungen unter den Randnummern 51 bis 
53 der vorläufigen Verordnung bestätigt. 

4.2. Unionsverbrauch 

(21) Da zum Unionsverbrauch keine Stellungnahmen eingin­
gen, werden die Randnummern 54 und 55 der vorläu­
figen Verordnung bestätigt. 

4.3. Einfuhren in die Union aus der VR China 

(22) Es sei darauf hingewiesen, dass — wie unter 
Randnummer 34 dieser Verordnung dargelegt — nach 
der Einführung vorläufiger Maßnahmen kleinere Korrek­
turen am Wert der Verkäufe des Wirtschaftszweigs der 
Union vorgenommen wurden. Diese hatten allerdings 
keine Auswirkungen auf die unter Randnummer 59 der 
vorläufigen Verordnung dargelegten Preisunterbietungs­
spannen. Die Feststellungen unter den 
Randnummern 56 bis 59 der vorläufigen Verordnung 
werden daher bestätigt. 

4.4. Wirtschaftliche Lage des Wirtschaftszweigs der 
Union 

(23) Nach der vorläufigen Unterrichtung erhob ein 
chinesischer ausführender Hersteller Einwände gegen die
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vorläufigen Feststellungen mit dem Argument, einige der 
wichtigsten Schadensindikatoren hätten sich von 2008 
bis zum UZ positiv entwickelt. 

(24) Zunächst sei darauf erwidert, dass sich einige Schadens­
indikatoren von 2008 bis zum UZ zwar leicht verbes­
serten (z. B. Produktionsvolumen, Marktanteil und Inves­
titionen), dass sich andere aber verschlechterten (z. B. 
Verkaufsmengen und -preise sowie Rentabilität). Hier 
sei auf Artikel 3 Absatz 5 der Grundverordnung hinge­
wiesen, wonach weder ein einzelner noch mehrere dieser 
Schadensindikatoren für die Einschätzung der Frage un­
bedingt ausschlaggebend sind, ob der Wirtschaftszweig 
der Union bedeutend geschädigt wurde. 

(25) Des Weiteren sei erwähnt, dass der Bezugszeitraum sich 
von 2005 bis zum Ende des UZ erstreckt. In dieser Zeit 
verzeichneten die meisten Schadensindikatoren eindeutig 
eine negative Entwicklung, was eine bedeutende Schädi­
gung im UZ zur Folge hatte. Die geringfügige Verbes­
serung bestimmter Schadensindikatoren im letzten Jahr 
dieses Zeitraums kann die Feststellung einer bedeutenden 
Schädigung nicht widerlegen. 

(26) Nach der Einführung der vorläufigen Maßnahmen wur­
den die Fragebogenangaben von zwei anderen Verkaufs­
niederlassungen des Wirtschaftszweigs der Union in de­
ren Betriebsstätten überprüft (siehe Randnummer 4). 

(27) Aufgrund dieser Überprüfungen wurden der Gesamtwert 
der Inlandsverkäufe und die Produktionskosten gering­
fügig geändert. Der Wert für die Rentabilität wurde dem­
entsprechend ebenfalls leicht korrigiert. Diese Änderun­
gen hatten indessen keine Auswirkungen auf die unter 
den Randnummern 66 und 68 sowie in den Tabellen 5 
und 7 der vorläufigen Verordnung festgehaltenen Ent­
wicklungstendenzen und Indizes für die Preise und die 
Rentabilität. 

(28) Daher werden die vorläufigen Feststellungen, denen zu­
folge der Wirtschaftszweig der Union eine bedeutende 
Schädigung im Sinne des Artikels 3 Absatz 5 der Grund­
verordnung erlitt, ebenso wie die Randnummern 60 bis 
79 der vorläufigen Verordnung bestätigt. 

5. SCHADENSURSACHE 

(29) Da zur Schadensursache keine Stellungnahmen eingin­
gen, werden die Randnummern 80 bis 96 der vorläufigen 
Verordnung bestätigt. 

6. UNIONSINTERESSE 

(30) Ein kooperierender Verwender brachte vor, dass ein Kos­
tenanstieg nicht ohne weiteres an die Endabnehmer wei­
tergegeben werden könne; deshalb hätten Zölle erhebli­
che Auswirkungen auf seine Rentabilität. 

(31) Die Untersuchung ergab jedoch, dass dieser Verwender 
hohe Gewinnspannen erzielte, sowohl global als auch bei 
einer breiten Warenpalette. Bei den meisten Waren, die 
dieser Verwender herstellte, war aufgrund des geringen 
Anteils von Natriumgluconat in trockener Form an den 
Gesamtproduktionskosten nur ein unerheblicher Kosten­
anstieg zu erwarten; außerdem war davon auszugehen, 
dass der erwartete Kostenanstieg alles in allem ohne nen­
nenswerte Beeinträchtigung der Gesamtrentabilität auf­
zufangen war. Der besagte Verwender legte keine wei­
teren Beweise oder Informationen zur Untermauerung 
seiner Behauptung vor. Somit musste dieser Einwand 
zurückgewiesen werden. 

(32) Da zum Unionsinteresse keine weiteren Stellungnahmen 
eingingen, werden die Randnummern 97 bis 107 der 
vorläufigen Verordnung bestätigt. 

7. ENDGÜLTIGE ANTIDUMPINGMASSNAHMEN 

7.1. Schadensbeseitigungsschwelle 

(33) Zur Ermittlung der endgültigen Höhe des nicht schädi­
genden Preises wurde dieselbe Methodik angewandt wie 
unter den Randnummern 111 bis 113 der vorläufigen 
Verordnung beschrieben. 

(34) Allerdings führte, wie unter Randnummer 27 erwähnt, 
die Überprüfung zusätzlicher Daten des Wirtschafts­
zweigs der Union dazu, dass der Gesamtwert der Inlands­
verkäufe, die Gesamtproduktionskosten und die Rentabi­
lität geringfügig korrigiert wurden. 

(35) Da keine weiteren Stellungnahmen eingingen, die die 
Schlussfolgerungen zur Schadensbeseitigungsschwelle 
hätten ändern können, werden die Randnummern 108 
bis 113 der vorläufigen Verordnung bestätigt. 

7.2. Endgültige Maßnahmen 

(36) Angesichts dieser Sachlage sollte nach Artikel 9 Absatz 4 
der Grundverordnung gegenüber den Einfuhren von Na­
triumgluconat in trockener Form mit Ursprung in der VR 
China ein endgültiger Antidumpingzoll eingeführt wer­
den, und zwar nach der sogenannten Regel des niedrige­
ren Zolls in Höhe der Dumpingspanne bzw. der Scha­
densspanne, je nachdem, welche Spanne niedriger ist. 

(37) Folgende endgültige Antidumpingzollsätze werden vor­
geschlagen:
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Tabelle 2 

Name Schadensspanne Dumpingspanne Endgültiger Zoll 

Shandong Kaison Biochemical Co Ltd, Wulian County, Riz­
hao City 

29,7 % 5,6 % 5,6 % 

Qingdao Kehai Biochemistry Co Ltd, Jiaonan City 27,1 % 51,1 % 27,1 % 

Alle übrigen Unternehmen 53,2 % 79,2 % 53,2 % 

(38) Die in dieser Verordnung angegebenen unternehmensspe­
zifischen Antidumpingzollsätze wurden anhand der Fest­
stellungen dieser Untersuchung festgesetzt. Sie spiegeln 
damit die Lage der betroffenen Unternehmen während 
dieser Untersuchung wider. Im Gegensatz zu den landes­
weiten Zöllen für „alle übrigen Unternehmen“ gelten 
diese Zollsätze daher ausschließlich für die Einfuhren 
der Waren, die ihren Ursprung in dem betroffenen 
Land haben und von den genannten Unternehmen her­
gestellt werden. Eingeführte Waren, die von anderen, 
nicht mit Name und Anschrift im verfügenden Teil dieser 
Verordnung genannten Unternehmen hergestellt wurden 
(unter Einschluss der mit den ausdrücklich genannten 
Unternehmen verbundenen Unternehmen), unterliegen 
nicht diesen unternehmensspezifischen Zollsätzen, son­
dern dem für „alle übrigen Unternehmen“ geltenden Zoll­
satz. 

(39) Etwaige Anträge auf Anwendung dieser unternehmens­
spezifischen Antidumpingzollsätze (z. B. infolge einer 
Umfirmierung des betreffenden Unternehmens oder 
nach Gründung neuer Produktions- oder Verkaufseinhei­
ten) sind umgehend unter Beifügung aller relevanten In­
formationen an die Kommission ( 1 ) zu richten; beizufü­
gen sind insbesondere Informationen über etwaige Än­
derungen der Unternehmenstätigkeit in den Bereichen 
Produktion, Inlands- und Ausfuhrverkäufe z. B. im Zu­
sammenhang mit der Umfirmierung oder der Gründung 
von Produktions- und Verkaufseinheiten. Sofern erforder­
lich wird die Verordnung dann entsprechend geändert 
und die Liste der Unternehmen, für die unternehmens­
spezifische Zollsätze gelten, aktualisiert. 

(40) Damit eine ordnungsgemäße Anwendung des Antidum­
pingzolls gewährleistet ist, sollte der landesweite Zollsatz 
sowohl für die nicht kooperierenden ausführenden Her­
steller gelten als auch für die Hersteller, die im UZ keine 
Ausfuhren in die Union getätigt haben. 

7.3. Endgültige Vereinnahmung des vorläufigen Zolls 

(41) Angesichts der Höhe der festgestellten Dumpingspannen 
und des Ausmaßes der Schädigung des Wirtschaftszweigs 
der Union wird es für notwendig erachtet, die Sicher­
heitsleistungen für den mit der vorläufigen Verordnung 
eingeführten vorläufigen Antidumpingzoll in Höhe der 
endgültigen Zölle endgültig zu vereinnahmen. Sind die 
endgültigen Zölle niedriger als die vorläufigen, wird der 
Teil der vorläufigen Sicherheitsleistungen, der die endgül­
tigen Zollsätze übersteigt, freigegeben. 

7.4. Besondere Überwachung 

(42) Um das Umgehungsrisiko zu minimieren, das aufgrund 
der sehr unterschiedlichen Zollsätze besteht, werden in 
diesem Fall besondere Vorkehrungen für erforderlich ge­
halten, um eine ordnungsgemäße Erhebung der Antidum­
pingzölle zu gewährleisten. Zu diesen Vorkehrungen zäh­
len auch die folgenden besonderen Maßnahmen: 

(43) Die Vorlage einer gültigen Handelsrechnung bei den Zoll­
behörden der Mitgliedstaaten, die den Bestimmungen im 
Anhang dieser Verordnung entspricht. Auf Einfuhren, für 
die keine solche Handelsrechnung vorgelegt wird, wird 
der für alle übrigen Hersteller geltende residuale Anti­
dumpingzoll erhoben. 

(44) Sollten sich die Ausfuhren der Unternehmen, die in den 
Genuss niedrigerer individueller Zollsätze gelangen, nach 
der Einführung der betreffenden Maßnahmen beträchtlich 
erhöhen, so könnte allein schon der mengenmäßige An­
stieg als Veränderung des Handelsgefüges aufgrund der 
Einführung von Maßnahmen im Sinne des Artikels 13 
Absatz 1 der Grundverordnung interpretiert werden. Un­
ter diesen Umständen kann, sofern die Voraussetzungen 
dafür erfüllt sind, eine Umgehungsuntersuchung eingelei­
tet werden. Bei einer solchen Untersuchung kann unter 
anderem geprüft werden, ob es notwendig ist, die unter­
nehmensspezifischen Zollsätze aufzuheben und stattdes­
sen einen landesweiten Zoll einzuführen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Es wird ein endgültiger Antidumpingzoll eingeführt auf 
die Einfuhren von Natriumgluconat in trockener Form mit der 
CUS-Nummer (Customs Union and Statistics) 0023277-9 und 
der CAS-Nummer (Chemical Abstracts Service) 527-07-1 mit 
Ursprung in der Volksrepublik China, das derzeit unter dem 
KN-Code ex 2918 16 00 (TARIC-Code 2918 16 00 10) einge­
reiht wird. 

(2) Für die in Absatz 1 beschriebene und von den nachste­
hend aufgeführten Unternehmen hergestellte Ware gelten fol­
gende endgültige Antidumpingzollsätze auf den Nettopreis frei 
Grenze der Union, unverzollt:
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Unternehmen Antidumpingzollsatz (%) TARIC-Zusatzcodes 

Shandong Kaison Biochemical Co., Ltd, Wulian County, 
Rizhao City 

5,6 A972 

Qingdao Kehai Biochemistry Co. Ltd, Jiaonan City 27,1 A973 

Alle übrigen Unternehmen 53,2 A999 

(3) Die Anwendung der für die in Absatz 2 genannten Un­
ternehmen festgelegten unternehmensspezifischen Zollsätze 
setzt voraus, dass den Zollbehörden der Mitgliedstaaten eine 
gültige Handelsrechnung vorgelegt wird, die den Vorgaben im 
Anhang entspricht. Wird keine solche Handelsrechnung vor­
gelegt, findet der für alle übrigen Unternehmen geltende Zoll­
satz Anwendung. 

(4) Sofern nichts anderes bestimmt ist, finden die geltenden 
Zollvorschriften Anwendung. 

Artikel 2 

Die Sicherheitsleistungen für die mit der Verordnung (EU) Nr. 
377/2010 eingeführten vorläufigen Antidumpingzölle auf die 

Einfuhren von Natriumgluconat in trockener Form mit der 
CUS-Nummer (Customs Union and Statistics) 0023277-9 und 
der CAS-Nummer (Chemical Abstracts Service) 527-07-1 mit 
Ursprung in der Volksrepublik China, das derzeit unter dem 
KN-Code ex 2918 16 00 (TARIC-Code 2918 16 00 10) einge­
reiht wird, werden in Höhe des nach Artikel 1 eingeführten 
endgültigen Zolls endgültig vereinnahmt. Die Sicherheitsleistun­
gen, die den endgültigen Antidumpingzollsatz übersteigen, wer­
den freigegeben. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Geschehen zu Luxemburg am 25. Oktober 2010. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

S. VANACKERE 

ANHANG 

Die in Artikel 1 Absatz 3 genannte gültige Handelsrechnung muss eine Erklärung in folgender Form enthalten, die von 
einer dafür zuständigen Person des Unternehmens unterzeichnet wurde, das die Handelsrechnung ausgestellt hat: 

1. Name und Funktion der zuständigen Person des Unternehmens, das die Handelsrechnung ausgestellt hat. 

2. Folgende Erklärung: „Der/Die Unterzeichnete versichert, dass die auf dieser Rechnung ausgewiesenen und zur Ausfuhr 
in die Europäische Union verkauften [Mengenangabe] Natriumgluconat in trockener Form von [Name und Anschrift 
des Unternehmens] [TARIC-Zusatzcode] in [betroffenes Land] hergestellt wurden und dass die Angaben auf dieser 
Rechnung vollständig und richtig sind.“ 

3. Datum und Unterschrift.
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VERORDNUNG (EU) Nr. 966/2010 DER KOMMISSION 

vom 27. Oktober 2010 

zur Einleitung einer Untersuchung betreffend die mutmaßliche Umgehung der mit der Verordnung 
(EG) Nr. 91/2009 des Rates eingeführten Antidumpingmaßnahmen gegenüber den Einfuhren 
bestimmter Verbindungselemente aus Eisen oder Stahl mit Ursprung in der Volksrepublik China 
durch aus Malaysia versandte Einfuhren bestimmter Verbindungselemente aus Eisen oder Stahl, ob 
als Ursprungserzeugnisse Malaysias angemeldet oder nicht, und zur zollamtlichen Erfassung dieser 

Einfuhren 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates vom 
30. November 2009 über den Schutz gegen gedumpte Einfuh­
ren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden Län­
dern ( 1 ) („Grundverordnung“), insbesondere auf Artikel 13 
Absatz 3 und Artikel 14 Absätze 3 und 5, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Kommission hat beschlossen, nach Artikel 13 
Absatz 3 der Grundverordnung von Amts wegen eine 
Untersuchung der mutmaßlichen Umgehung der Anti­
dumpingmaßnahmen gegenüber den Einfuhren bestimm­
ter Verbindungselemente aus Eisen oder Stahl mit Ur­
sprung in der Volksrepublik China einzuleiten. 

A. WARE 

(2) Bei der von der mutmaßlichen Umgehung betroffenen 
Ware handelt es sich um bestimmte Verbindungsele­
mente aus Eisen oder Stahl, ausgenommen aus nicht 
rostendem Stahl, d. h. Holzschrauben (ausgenommen 
Schwellenschrauben), gewindeformende Schrauben, an­
dere Schrauben und Bolzen mit Kopf (auch mit dazuge­
hörenden Muttern oder Unterlegscheiben, aber ohne aus 
vollem Material gedrehte Schrauben mit einer Stiftdicke 
von 6 mm oder weniger und ohne Schrauben und Bol­
zen zum Befestigen von Oberbaumaterial für Bahnen) 
und Unterlegscheiben, mit Ursprung in der Volksrepublik 
China, die unter den KN-Codes 7318 12 90, 
7318 14 91, 7318 14 99, 7318 15 59, 7318 15 69, 
7318 15 81, 7318 15 89, ex 7318 15 90, 
ex 7318 21 00 und ex 7318 22 00 eingereiht werden. 

(3) Bei der untersuchten Ware handelt es sich um dieselbe 
Ware wie unter Randnummer 2, aber mit Versand aus 
Malaysia, ob als Ursprungserzeugnis Malaysias angemel­
det oder nicht, die derzeit unter denselben KN-Codes 
eingereiht wird wie die betroffene Ware. 

B. GELTENDE MASSNAHMEN 

(4) Bei den derzeit geltenden und mutmaßlich umgangenen 
Maßnahmen handelt es sich um die mit der Verordnung 
(EG) Nr. 91/2009 des Rates ( 2 ) eingeführten Antidum­
pingmaßnahmen. 

C. GRÜNDE 

(5) Der Kommission liegen hinreichende Anscheinsbeweise 
dafür vor, dass die Antidumpingmaßnahmen gegenüber 
den Einfuhren der betroffenen Waren durch den Versand 
über Malaysia umgangen werden. 

(6) Folgende Anscheinsbeweise liegen der Kommission vor: 

(7) Das Handelsgefüge der Ausfuhren aus der Volksrepublik 
China und aus Malaysia in die Union hat sich nach der 
Einführung der Maßnahmen gegenüber der betroffenen 
Ware erheblich verändert; für diese Veränderung gibt es 
außer der Einführung des Zolls keine hinreichende Be­
gründung oder Rechtfertigung. 

(8) Diese Veränderung des Handelsgefüges scheint auf den 
Versand bestimmter Verbindungselemente aus Eisen 
oder Stahl mit Ursprung in der Volksrepublik China 
über Malaysia zurückzugehen. 

(9) Die Beweise deuten außerdem darauf hin, dass die Ab­
hilfewirkung der für die betroffene Ware geltenden An­
tidumpingmaßnahmen in Hinblick auf Menge und Preis 
beeinträchtigt wird. Dem Anschein nach werden anstelle 
der betroffenen Ware erhebliche Mengen der untersuch­
ten Ware eingeführt. Außerdem liegen hinreichende Be­
weise dafür vor, dass die Preise dieser gestiegenen Einfuh­
ren deutlich unter dem nicht schädigenden Preis liegen, 
der in der Untersuchung, die zu den geltenden Maßnah­
men führte, ermittelt wurde. 

(10) Der Kommission liegen zudem hinreichende Anscheins­
beweise dafür vor, dass die Preise der untersuchten Ware 
im Vergleich zum Normalwert, der ursprünglich für die 
betroffene Ware ermittelt wurde, gedumpt sind. 

(11) Sollten im Verlauf der Untersuchung neben dem Versand 
über Malaysia noch weitere Malaysia betreffende Umge­
hungspraktiken im Sinne des Artikels 13 der Grundver­
ordnung festgestellt werden, kann sich die Untersuchung 
auch auf diese Praktiken erstrecken. 

D. VERFAHREN 

(12) Aus den vorstehenden Gründen ist die Kommission zu 
dem Schluss gelangt, dass die Beweise ausreichen, um die 
Einleitung einer Untersuchung nach Artikel 13 der 
Grundverordnung zu rechtfertigen und die Einfuhren 
der untersuchten Ware, ob als Ursprungserzeugnis Ma­
laysias angemeldet oder nicht, nach Artikel 14 Absatz 5 
der Grundverordnung zollamtlich zu erfassen.
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a) Fragebogen 

(13) Die Kommission wird den ihr bekannten Ausführern/ 
Herstellern und den ihr bekannten Verbänden der Aus­
führer/Hersteller in Malaysia, den ihr bekannten Ausfüh­
rern/Herstellern und den ihr bekannten Verbänden der 
Ausführer/Hersteller in der Volksrepublik China, den ihr 
bekannten Einführern und den ihr bekannten Einführer­
verbänden in der Union sowie den Behörden der Volks­
republik China und Malaysias Fragebogen zusenden, um 
die für ihre Untersuchung benötigten Informationen ein­
zuholen. Gegebenenfalls werden auch Informationen 
vom Wirtschaftszweig der Union eingeholt. 

(14) Unabhängig davon sollten alle interessierten Parteien um­
gehend und innerhalb der in Artikel 3 gesetzten Frist die 
Kommission kontaktieren und innerhalb der in Artikel 3 
Absatz 1 gesetzten Frist einen Fragebogen anfordern, da 
die Frist in Artikel 3 Absatz 2 für alle interessierten 
Parteien gilt. 

(15) Die Behörden der Volksrepublik China und Malaysias 
werden über die Einleitung der Untersuchung unterrich­
tet. 

b) Einholung von Informationen und Anhörungen 

(16) Nach Artikel 13 Absatz 4 der Grundverordnung können 
Einfuhren der untersuchten Ware von der zollamtlichen 
Erfassung oder von den Maßnahmen befreit werden, 
wenn die Einfuhr keine Umgehung darstellt. 

(17) Da die mutmaßliche Umgehung außerhalb der Union 
erfolgt, können nach Artikel 13 Absatz 4 der Grundver­
ordnung den Herstellern bestimmter Verbindungsele­
mente aus Eisen oder Stahl in Malaysia, die nachweislich 
nicht mit einem von den Maßnahmen betroffenen Her­
steller verbunden ( 1 ) sind ( 2 ) und nicht an Umgehungs­
praktiken im Sinne des Artikels 13 Absätze 1 und 2 
der Grundverordnung beteiligt sind, Befreiungen gewährt 
werden. Hersteller, die eine Befreiung erwirken möchten, 
sollten innerhalb der in Artikel 3 Absatz 3 gesetzten Frist 

einen hinreichend durch Beweise begründeten Antrag 
stellen. 

E. ZOLLAMTLICHE ERFASSUNG 

(18) Nach Artikel 14 Absatz 5 der Grundverordnung sollten 
die Einfuhren der untersuchten Ware zollamtlich erfasst 
werden, damit rückwirkend vom Zeitpunkt der zollamt­
lichen Erfassung auf die aus Malaysia versandten Einfuh­
ren Antidumpingzölle in entsprechender Höhe erhoben 
werden können, falls bei der Untersuchung eine Umge­
hung festgestellt wird. 

F. FRISTEN 

(19) Im Interesse einer ordnungsgemäßen Verwaltung sollten 
Fristen festgesetzt werden, innerhalb deren: 

— interessierte Parteien mit der Kommission Kontakt 
aufnehmen, ihren Standpunkt schriftlich darlegen, 
und ihre Antworten auf den Fragebogen oder sons­
tige Informationen übermitteln können, die im Rah­
men der Untersuchung berücksichtigt werden sollen, 

— Hersteller in Malaysia eine Befreiung von der zollamt­
lichen Erfassung der Einfuhren oder von den Maß­
nahmen beantragen können, 

— interessierte Parteien einen schriftlichen Antrag auf 
Anhörung durch die Kommission stellen können. 

(20) Es wird darauf hingewiesen, dass die Wahrnehmung der 
meisten in der Grundverordnung verankerten Verfahrens­
rechte voraussetzt, dass sich die betreffende Partei inner­
halb der in Artikel 3 gesetzten Fristen meldet. 

G. MANGELNDE BEREITSCHAFT ZUR MITARBEIT 

(21) Verweigern interessierte Parteien den Zugang zu den er­
forderlichen Informationen oder erteilen diese nicht frist­
gerecht oder behindern die Untersuchung erheblich, so 
können nach Artikel 18 der Grundverordnung positive 
oder negative Feststellungen auf der Grundlage der ver­
fügbaren Informationen getroffen werden. 

(22) Wird festgestellt, dass eine interessierte Partei unwahre 
oder irreführende Informationen vorgelegt hat, so werden 
diese Informationen nicht berücksichtigt; stattdessen kön­
nen die verfügbaren Informationen zugrunde gelegt wer­
den. Arbeitet eine interessierte Partei nicht oder nur ein­
geschränkt mit und stützen sich die Feststellungen daher 
nach Artikel 18 der Grundverordnung auf die verfüg­
baren Informationen, so kann dies zu einem Ergebnis 
führen, das für diese Partei ungünstig ist, als wenn sie 
mitgearbeitet hätte.
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( 2 ) Selbst wenn Hersteller in diesem Sinne mit Unternehmen verbunden 
sind, die den gegenüber den Einfuhren mit Ursprung in der Volks­
republik China geltenden Maßnahmen (den ursprünglichen Anti­
dumpingmaßnahmen) unterliegen, kann dennoch eine Befreiung ge­
währt werden, wenn die Beziehung zu den Unternehmen, die den 
ursprünglichen Maßnahmen unterliegen, nachweislich nicht zu dem 
Zweck aufgenommen oder genutzt wurde, die ursprünglichen Maß­
nahmen zu umgehen.



H. ZEITPLAN FÜR DIE UNTERSUCHUNG 

(23) Nach Artikel 13 Absatz 3 der Grundverordnung ist die 
Untersuchung binnen neun Monaten nach Veröffent­
lichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäi­
schen Union abzuschließen. 

I. VERARBEITUNG PERSONENBEZOGENER DATEN 

(24) Alle im Rahmen der Untersuchung erhobenen personen­
bezogenen Daten werden nach der Verordnung (EG) 
Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 18. Dezember 2000 zum Schutz natürlicher Per­
sonen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten 
durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft 
und zum freien Datenverkehr ( 1 ) verarbeitet. 

J. ANHÖRUNGSBEAUFTRAGTER 

(25) Wenn interessierte Parteien Schwierigkeiten bei der 
Wahrnehmung ihrer Verteidigungsrechte haben, können 
sie sich an den Anhörungsbeauftragten der Generaldirek­
tion Handel wenden. Er fungiert als Schnittstelle zwi­
schen den interessierten Parteien und den Kommissions­
dienststellen und bietet, falls erforderlich, die Vermittlung 
in verfahrenstechnischen Fragen an, die den Schutz ihrer 
Interessen in diesem Verfahren berühren; dies gilt ins­
besondere für die Akteneinsicht, die Vertraulichkeit, die 
Verlängerung von Fristen und die Behandlung schriftli­
cher und/oder mündlicher Stellungnahmen. Weitere In­
formationen und die Kontaktdaten sind auf den Internet- 
Seiten des Anhörungsbeauftragten der Generaldirektion 
Handel (http://ec.europa.eu/trade) zu finden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Es wird eine Untersuchung nach Artikel 13 Absatz 3 der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates eingeleitet, um fest­
zustellen, ob mit den Einfuhren in die Union von aus Malaysia 
versandten bestimmten Verbindungselemente aus Eisen oder 
Stahl, ausgenommen aus nicht rostendem Stahl, d.h. Holz­
schrauben (ausgenommen Schwellenschrauben), gewindefor­
mende Schrauben, andere Schrauben und Bolzen mit Kopf 
(auch mit dazugehörenden Muttern oder Unterlegscheiben, 
aber ohne aus vollem Material gedrehte Schrauben mit einer 
Stiftdicke von 6 mm oder weniger und ohne Schrauben und 
Bolzen zum Befestigen von Oberbaumaterial für Bahnen) und 
Unterlegscheiben, als Ursprungserzeugnisse Malaysias angemel­
det oder nicht, die derzeit unter den KN-Codes ex 7318 12 90, 
ex 7318 14 91, ex 7318 14 99, ex 7318 15 59, ex 7318 15 69, 
ex 7318 15 81, ex 7318 15 89, ex 7318 15 90, ex 7318 21 00 
und ex 7318 22 00 (TARIC-Codes 7318 12 90 11, 
7318 12 90 91, 7318 14 91 11, 7318 14 91 91, 
7318 14 99 11, 7318 14 99 91, 7318 15 59 11, 
7318 15 59 61, 7318 15 59 81, 7318 15 69 11, 
7318 15 69 61, 7318 15 69 81, 7318 15 81 11, 
7318 15 81 61, 7318 15 81 81, 7318 15 89 11, 
7318 15 89 61, 7318 15 89 81, 7318 15 90 21, 
7318 15 90 71, 7318 15 90 91, 7318 21 00 31, 
7318 21 00 95, 7318 22 00 31 und 7318 22 00 95) eingereiht 
werden, die mit der Verordnung (EG) Nr. 91/2009 eingeführten 
Maßnahmen umgangen werden. 

Artikel 2 

Die Zollbehörden werden nach Artikel 13 Absatz 3 und 
Artikel 14 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 an­
gewiesen, geeignete Schritte zu unternehmen, um die in 
Artikel 1 genannten Einfuhren in die Union zollamtlich zu 
erfassen. 

Die zollamtliche Erfassung endet neun Monate nach Inkrafttre­
ten dieser Verordnung. 

Die Kommission kann die Zollbehörden per Verordnung anwei­
sen, die zollamtliche Erfassung der Einfuhren von Waren in die 
Union einzustellen, die von Herstellern hergestellt werden, die 
eine Befreiung von der zollamtlichen Erfassung beantragt haben 
und für die festgestellt wurde, dass sie die Bedingungen für die 
Gewährung der Befreiung erfüllen. 

Artikel 3 

Die Fragebogen sollten bei der Kommission binnen 15 Tagen 
nach der Veröffentlichung dieser Verordnung im Amtsblatt der 
Europäischen Union angefordert werden. 

Sofern nichts anderes bestimmt ist, müssen interessierte Parteien 
binnen 37 Tagen nach Veröffentlichung dieser Verordnung im 
Amtsblatt der Europäischen Union mit der Kommission Kontakt 
aufnehmen, ihren Standpunkt schriftlich darlegen sowie die be­
antworteten Fragebogen und sonstige Informationen übermit­
teln, wenn diese Angaben bei der Untersuchung berücksichtigt 
werden sollen. 

Hersteller in Malaysia, die eine Befreiung von der zollamtlichen 
Erfassung der Einfuhren oder von den Maßnahmen beantragen 
wollen, sollten innerhalb derselben Frist von 37 Tagen einen 
hinreichend durch Beweise begründeten Antrag stellen. 

Innerhalb derselben Frist von 37 Tagen können interessierte 
Parteien auch einen Antrag auf Anhörung durch die Kommis­
sion stellen. 

Alle Informationen, Anträge auf Anhörung oder auf Zusendung 
eines Fragebogens sowie alle Anträge auf Befreiung der Einfuh­
ren von der zollamtlichen Erfassung oder von den Maßnahmen 
sind schriftlich einzureichen (jedoch nicht in elektronischer 
Form, es sei denn, dies wäre ausdrücklich zugelassen); sie müs­
sen den Namen, die Anschrift, die E-Mail-Adresse sowie Telefon- 
und Faxnummern der interessierten Partei enthalten. Alle 
schriftlichen Stellungnahmen, einschließlich der in dieser Ver­
ordnung angeforderten Informationen, die beantworteten Fra­
gebogen und die Schreiben, die von interessierten Parteien auf 
vertraulicher Basis vorgelegt werden, müssen den Vermerk „Zur 
eingeschränkten Verwendung“ ( 2 ) tragen und nach Artikel 19 
Absatz 2 der Grundverordnung zusammen mit einer nicht ver­
traulichen Zusammenfassung vorgelegt werden, die den Ver­
merk „Zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien“ trägt.
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( 2 ) Unterlagen mit diesem Vermerk sind nur für den internen Gebrauch 
bestimmt. Sie sind nach Artikel 4 der Verordnung (EG) 
Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
30. Mai 2001 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten 
des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission 
(ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43) geschützt. Sie werden nach 
Artikel 19 der Grundverordnung und Artikel 6 des WTO-Überein­
kommens zur Durchführung des Artikels VI des Allgemeinen Zoll- 
und Handelsabkommens 1994 (Antidumping-Übereinkommen) ver­
traulich behandelt.

http://ec.europa.eu/trade


Anschrift der Kommission: 

Europäische Kommission 
Generaldirektion Handel 
Direktion H 
Büro N105 4/92 
1049 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË 

Fax +32 22978486 
E-Mail: TRADE-AD-FASTENERS-MALAYSIA@ec.europa.eu 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 27. Oktober 2010 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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VERORDNUNG (EU) Nr. 967/2010 DER KOMMISSION 

vom 27. Oktober 2010 

zum Abschluss des Verkaufs gemäß der Verordnung (EU) Nr. 446/2010 zur Eröffnung des Verkaufs 
von Butter im Wege eines Ausschreibungsverfahrens 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), insbesondere auf Artikel 43 Buchstabe j in Verbin­
dung mit Artikel 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EU) Nr. 446/2010 der Kommis­
sion ( 2 ) ist in Übereinstimmung mit der Verordnung 
(EU) Nr. 1272/2009 der Kommission vom 
11. Dezember 2009 mit gemeinsamen Durchführungs­
bestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des 
Rates hinsichtlich des An- und Verkaufs von landwirt­
schaftlichen Erzeugnissen im Rahmen der öffentlichen 
Intervention ( 3 ) der Ankauf von vor dem 1. Oktober 
2009 eingelagerter Butter im Wege eines Ausschrei­
bungsverfahrens eröffnet worden. 

(2) Angesichts der derzeitigen Lage auf dem Buttermarkt, 
insbesondere der Lage der Interventionsbestände an But­
ter und der Tatsache, dass bestimmte Buttermengen für 

die Regelung zur Abgabe von Nahrungsmitteln an Be­
dürftige in der Union vorbehalten sind, empfiehlt es sich, 
die mit der Verordnung (EU) Nr. 446/2010 eröffneten 
Verkäufe abzuschließen. 

(3) Um dem Markt rasch ein Signal zu geben und zur Ge­
währleistung einer effizienten Verwaltung der Maßnahme 
sollte diese Verordnung am Tag ihrer Veröffentlichung 
im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft treten. 

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für die gemeinsame Organisation der Agrarmärkte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der mit Artikel 1 der Verordnung (EU) Nr. 446/2010 eröffnete 
Verkauf von Butter im Wege eines Ausschreibungsverfahrens ist 
abgeschlossen. 

Bei den Interventionsstellen der Mitgliedstaaten am und nach 
dem 19. Oktober 2010 nach 11.00 Uhr (Brüsseler Zeit) einge­
gangene Angebote werden abgelehnt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts­
blatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 27. Oktober 2010 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Dacian CIOLOȘ 
Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EU) Nr. 968/2010 DER KOMMISSION 

vom 27. Oktober 2010 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 der Kommis­
sion vom 21. Dezember 2007 mit Durchführungsbestimmun­
gen zu den Verordnungen (EG) Nr. 2200/96, (EG) Nr. 2201/96 
und (EG) Nr. 1182/2007 des Rates im Sektor Obst und Ge­
müse ( 2 ), insbesondere auf Artikel 138 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehenden Grundes: 

Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handels­
verhandlungen der Uruguay-Runde von der Kommission fest­
zulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Einfuhrwerte zu 
berücksichtigenden Kriterien sind in der Verordnung (EG) Nr. 
1580/2007 für die in ihrem Anhang XV Teil A aufgeführten 
Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 138 der Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 ge­
nannten pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang 
zur vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 28. Oktober 2010 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 27. Oktober 2010 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Jean-Luc DEMARTY 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code ( 1 ) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 MA 79,4 
MK 64,0 
XS 73,2 
ZZ 72,2 

0707 00 05 TR 140,5 
ZZ 140,5 

0709 90 70 TR 130,3 
ZZ 130,3 

0805 50 10 AR 68,3 
BR 68,9 
CL 74,1 
TR 89,4 
UY 61,0 
ZA 70,0 
ZZ 72,0 

0806 10 10 BR 210,3 
TR 131,5 
US 155,2 
ZA 64,2 
ZZ 140,3 

0808 10 80 AR 77,5 
CL 110,6 
CN 89,6 
NZ 101,1 
ZA 75,9 
ZZ 90,9 

0808 20 50 CN 67,5 
ZZ 67,5 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
„ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.
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VERORDNUNG (EU) Nr. 969/2010 DER KOMMISSION 

vom 27. Oktober 2010 

zur Erteilung der im Rahmen des mit der Verordnung (EG) Nr. 327/98 für den Teilzeitraum vom 
Oktober 2010 eröffneten Zollkontingents zur Einfuhr von Reis beantragten Lizenzen 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1301/2006 der Kommis­
sion vom 31. August 2006 mit gemeinsamen Regeln für die 
Verwaltung von Einfuhrzollkontingenten für landwirtschaftliche 
Erzeugnisse im Rahmen einer Einfuhrlizenzregelung ( 2 ), ins­
besondere auf Artikel 7 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 327/98 der Kommission 
vom 10. Februar 1998 zur Eröffnung und Verwaltung 
von Einfuhrzollkontingenten für Reis und Bruchreis ( 3 ) 
wurden Einfuhrzollkontingente für Reis und Bruchreis 
eröffnet, die nach Ursprungsländern aufgeschlüsselt und 
gemäß Anhang IX derselben Verordnung in mehrere Teil­
zeiträume unterteilt wurden, und deren Verwaltung fest­
gelegt. 

(2) Für das Kontingent mit der laufenden Nummer 09.4138 
gemäß Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung 
(EG) Nr. 327/98 ist der einzige Teilzeitraum der Monat 
Oktober. Dieses Kontingent umfasst den Rest der nicht 
verwendeten Mengen der Kontingente mit den Nummern 
09.4127-09.4128-09.4129-09.4130 des vorhergehenden 
Teilzeitraums. Der Monat Oktober ist der letzte Teilzeit­
raum für die Kontingente mit den Nummern 09.4148 
und 09.4168 gemäß Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben b 
und e der Verordnung (EG) Nr. 327/98, die den Rest der 
nicht verwendeten Mengen des vorhergehenden Teilzeit­
raums umfassen. 

(3) Aus der Mitteilung gemäß Artikel 8 Buchstabe a der 
Verordnung (EG) Nr. 327/98 geht hervor, dass sich die 
in den ersten zehn Arbeitstagen des Monats Oktober 
2010 gemäß Artikel 4 Absatz 1 der genannten Verord­
nung eingereichten Anträge für die Kontingente mit den 
laufenden Nummern 09.4138 und 09.4148 auf eine 
Menge beziehen, die die verfügbare Menge übersteigt. 
Es ist daher zu bestimmen, in welchem Umfang die Ein­
fuhrlizenzen erteilt werden können, indem der auf die 
beantragten Mengen anzuwendende Zuteilungskoeffizient 
festgesetzt wird. 

(4) Es ist auch der endgültige Prozentsatz der Verwendung 
im Laufe des Jahres 2010 für jedes in der Verordnung 
(EG) Nr. 327/98 vorgesehene Kontingent mitzuteilen. 

(5) Um eine effiziente Verwaltung des Verfahrens für die 
Erteilung der Einfuhrlizenzen zu gewährleisten, sollte 
diese Verordnung unmittelbar nach ihrer Veröffent­
lichung in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Den in den ersten zehn Arbeitstagen des Monats Oktober 
2010 eingereichten Einfuhrlizenzanträgen für Reis der Kontin­
gente mit den laufenden Nummern 09.4138 und 09.4148 ge­
mäß der Verordnung (EG) Nr. 327/98 wird für die beantragten 
Mengen stattgegeben, auf die die im Anhang der vorliegenden 
Verordnung festgesetzten Zuteilungskoeffizienten angewendet 
werden. 

(2) Der endgültige Prozentsatz der Verwendung im Laufe des 
Jahres 2010 für jedes in der Verordnung (EG) Nr. 327/98 vor­
gesehene Kontingent ist im Anhang der vorliegenden Verord­
nung aufgeführt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 27. Oktober 2010 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Jean-Luc DEMARTY 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Für den Teilzeitraum des Monats Oktober 2010 gemäß der Verordnung (EG) Nr. 327/98 zuzuteilende Mengen und 
endgültige Prozentsätze der Verwendung für das Jahr 2010: 

a) Kontingent von halbgeschliffenem oder vollständig geschliffenem Reis des KN-Codes 1006 30 gemäß Artikel 1 
Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 327/98: 

Ursprung Laufende Nummer 
Zuteilungskoeffizient für 

den Teilzeitraum Oktober 
2010 

Endgültiger Prozentsatz der 
Verwendung des Kontingents 

für 2010 

Vereinigte Staaten von Amerika 09.4127 96,77 % 

Thailand 09.4128 90,36 % 

Australien 09.4129 52,94 % 

Andere Ursprungsländer 09.4130 100 % 

Alle Ursprungsländer 09.4138 3,216100 % 100 % 

b) Kontingent von geschältem Reis des KN-Codes 1006 20 gemäß Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EG) 
Nr. 327/98: 

Ursprung Laufende Nummer 
Zuteilungskoeffizient für 

den Teilzeitraum Oktober 
2010 

Endgültiger Prozentsatz der 
Verwendung des Kontingents 

für 2010 

Alle Ursprungsländer 09.4148 33,333333 % 100 % 

c) Kontingent von Bruchreis des KN-Codes 1006 40 gemäß Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe c der Verordnung (EG) 
Nr. 327/98: 

Ursprung Laufende Nummer 
Endgültiger Prozentsatz der 

Verwendung des Kontingents 
für 2010 

Thailand 09.4149 37,90 % 

Australien 09.4150 0 % 

Guyana 09.4152 0,78 % 

Vereinigte Staaten von Amerika 09.4153 54,87 % 

Andere Ursprungsländer 09.4154 100 %
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d) Kontingent von halbgeschliffenem oder vollständig geschliffenem Reis des KN-Codes 1006 30 gemäß Artikel 1 Absatz 
1 Buchstabe d der Verordnung (EG) Nr. 327/98: 

Ursprung Laufende Nummer 
Endgültiger Prozentsatz der 

Verwendung des Kontingents 
für 2010 

Thailand 09.4112 100 % 

Vereinigte Staaten von Amerika 09.4116 100 % 

Indien 09.4117 100 % 

Pakistan 09.4118 100 % 

Andere Ursprungsländer 09.4119 100 % 

Alle Ursprungsländer 09.4166 100 % 

e) Kontingent von Bruchreis des KN-Codes 1006 40 gemäß Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe e der Verordnung (EG) 
Nr. 327/98: 

Ursprung Laufende Nummer 
Zuteilungskoeffizient für 

den Teilzeitraum Oktober 
2010 

Endgültiger Prozentsatz der 
Verwendung des Kontingents 

für 2010 

Alle Ursprungsländer 09.4168 — ( 1 ) 100 % 

( 1 ) Keine verfügbare Menge mehr für diesen Teilzeitraum.
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BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 26. Oktober 2010 

zur Änderung des Beschlusses 2010/89/EU im Hinblick auf das Verzeichnis bestimmter Fleisch, 
Fischereierzeugnisse und Eiprodukte herstellender Betriebe und von Kühllagern in Rumänien, für 
die Übergangsmaßnahmen in Bezug auf die Anwendung bestimmter struktureller Anforderungen 

gelten 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2010) 7269) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2010/651/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 852/2004 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über 
Lebensmittelhygiene ( 1 ), insbesondere auf Artikel 12 Absatz 2, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 853/2004 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 mit spezi­
fischen Hygienevorschriften für Lebensmittel tierischen Ur­
sprungs ( 2 ), insbesondere auf Artikel 9 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit dem Beschluss 2010/89/EU der Kommission ( 3 ) wer­
den Übergangsmaßnahmen für die Anwendung bestimm­
ter struktureller Anforderungen nach Anhang II der Ver­
ordnung (EG) Nr. 852/2004 und Anhang III der Verord­
nung (EG) Nr. 853/2004 auf die in den Anhängen I bis 
IV des genannten Beschlusses aufgeführten Kühllager so­
wie Fleisch, Eiprodukte und Fischereierzeugnisse herstel­
lenden Betriebe in Rumänien festgelegt. Solange für diese 
Betriebe Übergangsmaßnahmen gelten, dürfen deren Er­
zeugnisse nur auf den inländischen Markt gebracht oder 
zur weiteren Verarbeitung in rumänischen, ebenfalls von 
diesen Übergangsmaßnahmen betroffenen Betrieben ver­
wendet werden. 

(2) Im Juli 2010 teilten die rumänischen Behörden der Kom­
mission offiziell mit, dass seit Inkrafttreten des Beschlus­
ses 2010/89/EU neun Fleischverarbeitungsbetriebe für 
den Handel in der EU zugelassen und vier geschlossen 
wurden; außerdem wurde je ein Fischverarbeitungsbetrieb 

und ein Betrieb für Eiprodukte für den Handel in der EU 
zugelassen, und zwei Kühllager wurden geschlossen. 

(3) Angesichts der laufenden strukturellen Verbesserungen ist 
es angebracht, die Verzeichnisse der Betriebe in den An­
hängen I bis IV des Beschlusses 2010/89/EU entspre­
chend zu ändern. 

(4) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verzeichnisse der in den Anhängen I bis IV des Beschlusses 
2010/89/EU aufgeführten Kühllager und Fleisch, Eiprodukte und 
Fischereierzeugnisse herstellenden Betriebe in Rumänien („die 
Betriebe“) werden durch die Verzeichnisse der Betriebe in den 
Anhängen I bis IV des vorliegenden Beschlusses ersetzt. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 26. Oktober 2010 

Für die Kommission 

John DALLI 
Mitglied der Kommission
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ANHANG I 

„ANHANG I 

VERZEICHNIS DER FLEISCH VERARBEITENDEN BETRIEBE 

Nr. Veterinärkon­
trollnummer Name des Betriebs Stadt/Straße oder Dorf/Region 

Aktivitäten 

SH CP PP MM/ 
MP 

1 AB 927 SC LIDER PROD CARN SRL Alba Iulia, jud. Alba, 510340 X 

2 AB 2771 SC MONTANA POPA SRL Blaj, str. Gh. Barițiu, jud. Alba, 515400 X X X X 

3 AB 3263 SC TRANSEURO SRL Ighiu, str. Principală nr. 205 A, jud. Alba, 
517360 

X X X X 

4 AG 008 IC SC CARMEN SRL Bascov, jud. Argeș, 117045 X X X X 

5 AG 024 IC SC RADOR A&E SRL Bascov, str. Serelor nr. 48, jud. Argeș, 
117045 

X X X X 

6 AR 4930 SC FILIP D IMPEX SRL Arad, str. Lăcrimioarelor, nr. 4/A, jud. 
Arad, 310445 

X X 

7 B 40632 SC MEDEUS & CO SRL București, str. Parcului nr. 20, sector 1, 
București, 012329 

X X 

8 BC 4165 SC TIBERIAS SRL Răcăciuni, jud. Bacău, 607480 X 

9 BC 5196 SC MIRALEX SRL Loc. Bacău, str. Bicaz nr. 8, jud. Bacău, 
600293 

X 

10 BH 223 SC FLORIAN IMPEX SRL Oradea, str. Morii nr. 11/B, jud. Bihor, 
410577 

X 

11 BH 3001 SC GLOBAL AGRO PRO­
DEXIM SRL 

Sârbi nr. 469, jud. Bihor, 417520 X X 

12 BH 5185 SC CARMANGERIE TAVI 
BOGDAN SRL 

Loc. Mihai Bravu nr. 169, jud. Bihor, 
417237 

X 

13 BH 5341 SC ABATOR DARA SRL Tulca 668 A, jud. Bihor, 417600 X 

14 BR 62 SC DORALIMENT SRL Brăila, jud. Brăila, 810650 X X X 

15 BR 574 SC ELECTIV SRL Comuna Romanu, jud. Brăila, 817115 X 

16 BR 774 SC TAZZ TRADE SRL (SC 
ROFISH GROUP) 

Brăila, str. Faleza Portului nr. 2, jud. Brăila, 
810529 

X 

17 BT 125 SC IMPEX DONA SRL Băisa, jud. Botoșani, 717246 X 

18 BT 138 SC SAGROD SRL Dărăbani, str. Muncitorului, jud. Botoșani, 
715100 

X X 

19 BT 140 SC RAFFAELLO SRL Tîngeni, jud. Botoșani, 717120 X 

20 BT 144 SC AGROCARN COMPANY 
SRL 

Botoșani, str. Pod de Piatra nr. 89, jud. 
Botoșani, 710350 

X 

21 BT 198 SC EMANUEL COM SRL Răchiți, jud. Botoșani, 717310 X X X 

22 BZ 101 SC FRASINU SA Buzău, șos. Sloboziei km 2, jud. Buzău 
120360 

X 

23 BZ 115 SC FERM COM PROD SRL Căldărăști, jud. Buzău, 125201 X 

24 BZ 110 SC CARMOZIMBRUL SRL Râmnicu Sărat, str. LTL. Sava Rosescu 140, 
jud. Buzău, 125300 

X 

25 BZ 112 SC TRI PROD COM SRL Com. Berca, Sat Valea Nucului, jud. Buzău, 
127048 

X X X 

26 CJ 108 SC TURISM VÂLCELE SRL Vâlcele FN, jud. Cluj, 407274 X
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Nr. Veterinärkon­
trollnummer Name des Betriebs Stadt/Straße oder Dorf/Region 

Aktivitäten 

SH CP PP MM/ 
MP 

27 CJ 122 SC RIANA SERV PRODCOM 
SRL 

Iclod FN, jud. Cluj, 407335 X X 

28 CJ 5519 SC 2 T PROD SRL Cluj-Napoca, str. Taberei nr. 3A, jud. Cluj, 
400512 

X X X 

29 CS 40 SC PALALOGA CARNEPREP 
SRL 

Bocșa, str. Binișului nr. 1, jud. Caraș, 
325300 

X X 

30 CS 47 SC GOSPODARUL SRL Reșița, str. Țerovei, F.N. jud. Caraș, 320044 X X X X 

31 CT 19 SC CARNOB SRL Lumina, str. Lebedelor nr. 1A, jud. Con­
stanța, 907175 

X 

32 DB 3457 SC NEVAL SRL Pietroșița, jud. Dâmbovița, 137360 X 

33 GJ 5 SC LEXI STAR SRL Sat Bucureasa, Com. Dănești, jud. Gorj, 
217200 

X X X X 

34 GL 3330 SC KAROMTEC SRL Tecuci, str. Mihail Kogălniceanu nr. 48, jud. 
Galați, 805300 

X X 

35 GL 4121 SC ROMNEF SRL Munteni, jud. Galați, 807200 X 

36 HR 73 SC ELAN TRIDENT SRL Odorheiu Secuiesc, str. Rákóczi Ferenc 90, 
jud. Harghita, 535600 

X 

37 HR 153 SC ARTEIMPEX SRL Gheorgheni, str. Kossuth Lajos nr. 211, 
jud. Harghita, 535500 

X 

38 HR 207 SC DECEAN SRL M-rea Ciuc, jud. Harghita, 530320 X X X 

39 HR 263 SC AVICOOPEX SRL Cristuru Secuiesc, str. Orban Balays, jud. 
Harghita, 535400 

X 

40 MM 1609 SC LABORATOR CARMAN­
GERIE SRL 

Baia Mare, str. Gh. Șincai 14, jud. Mara­
mures, 430311 

X X X 

41 MM 4406 SC CARMANGERIA DALIA 
SRL 

Baia Mare, jud. Maramureș, 430530 X X X X 

42 MS 3585 SC CAZADELA SRL Reghin, str. Oltului nr. 34, jud. Mureș, 
545300 

X 

43 NT 33 SC CORD COMPANY SRL Roman, str. Bogdan Dragoș nr. 111, jud. 
Neamț, 611160 

X 

44 NT 549 SC TCE 3 BRAZI SRL Zănești, jud. Neamț, 617515 X X X X 

45 OT 24 SC SPAR SRL Potcoava, str. Gării nr. 10, jud. Olt, 
237355 

X X X X 

46 OT 2093 SC COMAGRIMEX SA Slatina, str. Grigore Alexandrescu nr. 19, 
jud. Olt, 230049 

X X X 

47 PH 3618 SC BRUTUS IMPEX SRL Mănești, jud. Prahova, cod 107375 X 

48 PH 4417 SC GOPA SRL Ploiești, str. Gheorghe Doja nr. 124, jud. 
Prahova, 100141 

X X 

49 PH 5644 SC MARAGET PROD SRL Ploiești, str. Corlătești nr. 15, jud. Prahova, 
100532 

X 

50 PH 5878 SC COMNILIS PROD SRL Măgureni, str. Filipeștii de Pădure, tarla 24, 
jud. Prahova, 107350 

X X 

51 PH 6044 SC ALGRIM CENTER SRL Bărcănești, jud. Prahova, 107055 X 

52 PH 6190 SC BANIPOR SRL Târg Vechi, jud. Prahova, 107590 X 

53 SB 111 SC M&C IMPORT SRL EX­
PORT 

Copșă Mică, sat Târnăvioara nr. 90, jud. 
Sibiu, 555400 

X X X 

54 SB 126 SC CAPA PROD SRL Sibiu, Calea Turnișorului nr. 150, jud. Si­
biu, 550048 

X X X
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55 SB 138 SC MUVI IMPEX SRL Sibiu, str. Drumul Ocnei nr. 4, jud. Sibiu 
550092 

X X X 

56 SV 039 SC TONIC DISTRIBUTION 
SRL 

Broșteni, jud. Suceava, 727075 X X X 

57 SV 139 SC APOLO SRL (SC ADRAS 
SRL) 

RRădăuți, str. Constantin Brâncoveanu, jud. 
Suceava, 725400 

X X X 

58 SV 217 SC ROGELYA SRL Fălticeni, str. Ion Creangă nr. 69, jud. Su­
ceava, 725200 

X X X 

59 SV 5661 SC HARALD PROD SRL Măzănaiești, jud. Suceava, 727219 X X X X 

60 SV 5819 SC MARA ALEX SRL Bădeuți, jud. Suceava, 727361 X 

61 SV5943 SC SCUZA PROD Forăști 96, jud. Suceava, 727235 X X X 

62 SV 5963 SC DANILEVICI SRL Gura Humorului, str. Fundătura Ghiocei 2, 
jud. Suceava, 725300 

X X X X 

63 SV 6071 SC ANCAROL SRL Gura Humorului, bd. Bucovina FN, jud. 
Suceava, 72530 

X X X X 

64 TL 177 SC GAZDI PROD SRL Stejaru, jud. Tulcea, 827215 X X 

65 TL 418 SC STOLI SRL Cerna, jud. Tulcea, 827045 X 

66 TL 686 SC PIG COM SRL Satu nou, jud. Tulcea, 827141 X 

67 TL 782 SC PROD IMPORT CDC SRL Frecăței, jud. Tulcea, 827075 X X 

68 TM 378 SC VEROMEN SRL Timișoara, jud. Timiș, 300970 X X X 

69 TM 2725 SC RECOSEMTRACT SRL Recaș, Calea Bazoșului nr. 1, jud. Timiș, 
307340 

X X X 

70 TM 4187 SC FEMADAR SRL Giroc, str. Gloria nr. 4, jud. Timiș, 307220 X X X 

71 TM 4297 SC KENDO SRL Victor Vlad Delamarina, jud. Timiș, 
307460 

X X X X 

72 TM 7438 SC AMBAX SRL Timișoara, Calea Buziașului nr. 14, jud. 
Timiș, 300693 

X X X 

73 TR 10 SC ROMCIP SA Salcia, jud. Teleorman, 147300 X X X X 

74 TR 26 SC COM GIORGI IMPEX SRL Alexandria, jud. Teleorman, 140150 X X 

75 TR 36 SC AVICOLA COSTESTI SRL Roșiori de Vede, str. Vadu Vezii 1, jud. 
Teleorman, 145100 

X 

76 TR 93 SC MARA PROD COM SRL Alexandria, str. Abatorului nr. 1 bis, jud. 
Teleorman, 140106 

X X X 

77 VN 42 SC STEMARADI SRL Tătăranu, jud. Vrancea, 627350 X 

78 VN 3045 SC VANICAD SRL Milcov, jud. Vrancea, 627205 X 

79 VS 2243 SC CIB SA Bârlad, Fundătura Elena Doamna nr. 2, jud. 
Vaslui, 731018 

X X X X 

80 VS 2300 SC CARACUL SRL Vaslui, jud. Vaslui, 730233 X X 

81 AR 92 SC AGRIPROD SRL Nădlac, str. Calea Aradului nr.1, jud. Arad, 
315500 

X X 

82 AR 294 SC PRODAGRO CETATE SRL Siria, Complex zootehnic, jud. Arad X X 

83 B 120 SC ROM-SELECT 2000 SRL București, B-dul Iuliu Maniu nr. 220, 
sector 6 

X 

84 B 269 SC FOODICOM SRL București, str. Cătinei nr. 25, sector 6 X 

85 BH 103 SC FLAVOIA SRL (S.C. AVI­
COLA SALONTA SA) (*) 

Salonta, str. Ghestului, nr. 7, jud. Bihor, 
415500 

X X
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86 BV 12 SC DRAKOM SILVA SRL Codlea extravilan, șos. Codlea Dumbrăvița, 
jud. Brașov 

X X 

87 CJ 109 SC ONCOS IMPEX SRL Florești, str. Abatorului nr. 2, jud. Cluj, 
407280 

X X 

88 CV 210 SC ABO-FARM SA (SC NU­
TRICOD SA) (**) 

Sf. Gheorghe, str. Părăului nr. 6, jud. Co­
vasna, 520033 

X X 

89 DJ 34 SC FELVIO SRL Bucovăț, Platforma Bucovăț, jud. Dolj X X 

90 IS 1376 SC AVICOLA SA IAȘI Tg Frumos, str. Ștefan cel Mare și Sfânt 
nr 44, jud. Iași, 705300 

X X 

91 TM 2739 SC AVIBLAN SRL Jebel, jud, Timiș, 307235 X X 

(*) SC AVICOLA SALONTA SA hat seinen Namen in SC FLAVOIA SRL geändert. 
(**) SC NUTRICOD SA hat seinen Namen in SC ABO- FARM SA geändert. 

SH = Schlachthaus. 

CP = Zerlegungsbetrieb. 

PP = Verarbeitungsbetrieb. 

MM/MP = Hackfleisch/Fleischzubereitungen.“ 

ANHANG II 

„ANHANG II 

VERZEICHNIS DER FISCHEREIERZEUGNISSE HERSTELLENDEN BETRIEBE 

Nr. Veterinärkon­
trollnummer Name des Betriebs Stadt/Straße oder Dorf/Region 

Aktivitäten 

PP FFPP 

1 BR 184 SC ROFISH GROUP SRL (SC TAZZ 
TRADE SRL) (*) 

Brăila, str. Fata Portului nr. 2, jud. 
Brăila, 810529 

X 

2 BR 185 SC ROFISH GROUP SRL (SC TAZZ 
TRADE SRL) (*) 

Brăila, str. Fata Portului nr. 2, jud. 
Brăila, 810529 

X 

3 PH1817 SC DIVERTAS S.R.L. Comuna Fântânele nr. 578, jud. 
Prahova, 107240 

X X 

(*) SC TAZZ TRADE SRL hat seinen Namen in SC ROFISH GROUP SRL geändert. 

PP = Verarbeitungsbetrieb. 

FFPP = Frischfisch-Verarbeitungsbetrieb.“
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ANHANG III 

„ANHANG III 

VERZEICHNIS DER EIPRODUKTE HERSTELLENDEN BETRIEBE 

Nr. Veterinärkon­
trollnummer Name des Betriebs Stadt/Straße oder Dorf/Region 

Aktivitäten 

EEP EPC LEP 

1 B 39833 SC COMPRODCOOP SA 
BUCUREȘTI (EPP) 

București, B-dul Timișoara nr. 52, sector 6, 
061333 

X 

2 CV 471 SC ABO-FARM SA (EPC) (SC 
NUTRICOD SA) (*) 

Sf. Gheorghe, str. Jokai Mor FN, jud. 
Covasna, 520033 

X X 

3 GR 3028 SC AVICOLA BUCUREȘTI 
SA CSHD MIHĂILEȘTI (EPC) 

Mihăilești, jud. Giurgiu, 085200 X 

4 VN 16 SC AVIPUTNA SA GOLEȘTI 
(EPC) 

Com. Golești, str. Victoriei nr. 22, jud. 
Vrancea, 627150 

X 

(*) SC NUTRICOD SA hat seinen Namen in SC ABO-FARM SA geändert. 

EEP = Eierverarbeitungsbetrieb. 

EPC = Eierpackstelle. 

LEP = Flüssigeiprodukt.“ 

ANHANG IV 

„ANHANG IV 

VERZEICHNIS DER KÜHLLAGER 

Nr. Veterinärkontroll­
nummer Name des Betriebs Stadt/Straße oder Dorf/Region 

Aktivitäten 

CS 

1 BC 1034 SC AGRICOLA INT. SRL Bacău, Calea Moldovei 16, jud. 
Bacău, 600352 

X 

2 CT 8070 SC MIRICOS SRL Constanța, șos. Interioară nr. 1, jud. 
Constanța, 900229 

X 

3 CT 146 SC FRIAL SA Constanța, Port Constanța, Dana 53, 
jud. Constanța, 900900 

X 

CS = Kühllager.“
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